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Einführung

Wie hoch ist das Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau in Baden-Württemberg? Welche Auf-

gaben kommen damit auf uns zu? Diese Fragen sind vor dem Hintergrund der demographischen Ver-

änderungen nicht leicht zu beantworten. Die Beantwortung der Fragen ist aber entscheidend für die 

Ausrichtung der zukünftigen Wohnungspolitik im Land. Eine möglichst realitätsnahe Einschätzung des 

zukünftigen Wohnungsbedarfs ist in Baden-Württemberg ebenso wie in allen anderen Bundeslän-

dern, Städten und Regionen von hoher gesellschaftlicher Bedeutung. Sich wandelnde Wohnbedürf-

nisse, Haushaltsverkleinerungsprozesse und zuwandernde Einwohner schaffen neue Wohnbedarfe in 

quantitativer und qualitativer Hinsicht. Neben der wirtschaftlichen Entwicklung von Baden-Württ-

emberg kann ein umfangreiches und qualitativ differenziertes Wohnungsangebot dazu beitragen, 

die Standortattraktivität weiter zu erhöhen. Dabei reicht es allein nicht mehr aus, nur den Bedarf an 

Wohnungen zu ermitteln, der notwendig ist, um die Grundversorgung der Haushalte mit Wohnraum 

zu gewährleisten. Um über diesen normativen Ansatz hinausgehen zu wollen, ist es daher unverzicht-

bar, auch die Wohnwünsche der Haushalte, z. B. nach Bildung von Wohneigentum, zu berücksichti-

gen. Mit dem im Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V. (IÖR), Dresden, entwickelten 

dynamischen Wohnungsmarktmodell können diese Potenziale regional und sektoral prognostiziert 

werden.

Die verlässliche Einschätzung der zukünftig zu erwartenden Wohnungsneubauentwicklung in Baden-

Württemberg gestaltet sich aufgrund des veränderten Zuwanderungsverhaltens nach Baden-Württ-

emberg zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht einfach. Vom Statistischen Landesamt Baden-Württ-

emberg wurde 2007 eine Wohnungsbedarfsprognose vorgestellt, wonach der Wohnungsbedarf für 

Baden-Württemberg bis 2025 deutlich niedriger als in der vorangegangenen Wohnungsbedarfspro-

gnose eingeschätzt wurde. Die Ergebnisse der aktuellen Wohnungsbedarfsprognose bauen dabei auf 

der bisherigen Bevölkerungsvorausrechnung mit Basisjahr 2005 auf. Bedingt durch niedrigere Zuwan-

derungsüberschüsse in den letzten Jahren werden auch die Zuwanderungen der nächsten Jahre nied-

riger als bei der vorangegangenen Bevölkerungsprognose mit Basisjahr 2001 angesetzt. Gerade die 

Zuwanderungszahlen sind in der Vergangenheit immer wieder deutlichen Schwankungen unterlegen. 

In der Tat ist der Zuwanderungssaldo in Baden-Württemberg im Jahr 2006 mit knapp 4.000 Personen 

besonders niedrig ausgefallen. Nur wenige Jahre zuvor – in den Jahren 2001 und 2002 – lag der Zuwan-

derungssaldo bei über 50.000 Personen. Dabei folgt das Wanderungsverhalten leicht zeitversetzt der 

wirtschaftlichen Entwicklung. Der wirtschaftliche Aufschwung rund um das Jahr 2000 spiegelte sich 

somit auch in den höheren Nettozuwanderungen wider. In den Folgejahren bedingte eine schwächere 

Wirtschaftsentwicklung ein Absinken der hohen Wanderungsgewinne. Die großen Schwankungen wer-

den auch in den aktuellen Zahlen sichtbar. So ist der Zuwanderungssaldo im Jahr 2008 nach einem ver-

gleichsweise hohen Vorjahressaldo von knapp 12.400 Personen wieder auf rund 4.400 gesunken (Tab. 1).

Aussagen über zukünftige Entwicklungen sind daher mit Unsicherheiten behaftet. So dürfen die Be-

völkerungsvorausrechnungen auch nicht als „Vorhersagen“ interpretiert werden. Das Statistische Lan-

desamt Baden-Württemberg spricht daher von „Wenn-Dann-Beziehungen“. In den Berechnungen soll 

gezeigt werden, wie sich die Bevölkerung unter den getroffenen Annahmen über die weitere Ent-

wicklung von Migration, Geburten und Sterbefällen verändern würde. Dies entspricht auch unserer 

Betrachtungs- und Herangehensweise.

1
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Tab. 1: 	Wanderungssaldo in Baden-Württemberg 2001 bis 2008 1

Wanderungssaldo	 2001	 2002	 2003	 2004	 2005	 2006	 2007	 2008

Baden-Württemberg	 +69.222	 +56.117	 +31.213	 +20.065	 +18.145	 +3.930	 +12.392	 +4.407

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2009

Die demographische Entwicklung und insbesondere die zuwandernden Einwohner nach Baden-Württ-

emberg stellen allerdings nur einen Aspekt der zukünftigen Wohnungsneubauentwicklung dar. Der 

Schwerpunkt liegt hierbei in der, aufgrund von Haushaltsverkleinerungsprozessen, weiter wachsen-

den Zahl von Privathaushalten, der Befriedigung der individuellen qualitativen Wohnwünsche nach-

fragender Haushaltsgruppen, dem Ersatzbedarf nicht mehr marktfähiger Wohnungen und dem Ab-

bau bestehender regionaler Wohnungsdefizite.

Die vorliegende Studie stellt die Ergebnisse des zukünftigen Nachfragepotenzials nach Wohnungs-

neubau in Baden-Württemberg bis 2020 und 2025 vor und richtet somit die Aufmerksamkeit auf den 

vorliegenden Handlungsbedarf. Die Studie in einer Lang- und Kurzfassung sowie die Steckbriefe mit 

den regionalen Ergebnissen für die jeweiligen Stadt- und Landkreise Baden-Württembergs können 

über die Arbeitsgemeinschaft Baden-Württembergischer Bausparkassen (www.arge-online.org) 

bezogen werden.

Die im Jahr 2005 im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft Baden-Württembergischer Bausparkassen er-

stellte Vorgänger-Studie „Regionale Wohnungsmärkte in Baden-Württemberg bis 2015 – mit Ausblick 

bis 2020“ des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung e. V. (IÖR), Dresden, baute auf der 

damaligen Bevölkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes auf. Die jetzigen Berech-

nungen des IÖR basieren auf der derzeit vorliegenden regionalisierten Bevölkerungsvorausrechnung 

des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg mit Basisjahr 2005. Die regionale Gliederung des 

Landes wurde aus der damaligen IÖR-Prognose übernommen. Die Prognose gliedert sich somit in 

479 Gemeinden und Gemeindecluster. In einem Gemeindecluster wurden mehrere Gemeinden unter 

10.000 Einwohnern zusammengefasst, die ähnliche Entwicklungen hinsichtlich der natürlichen und 

räumlichen Bevölkerungsbewegungen aufweisen und dem gleichen Landkreis angehören. Mit dieser 

Vorgehensweise wird die Vergleichbarkeit zur früheren Prognose ermöglicht.

1 	 Die Jahresangaben in der Studie beziehen sich auf den 31.12. des jeweiligen Jahres, es sei denn, es ist extra gekennzeichnet.
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Zusammenfassung

Für das Land Baden-Württemberg wird bis 2020 ein Nachfragepotenzial von etwa 470.000 neu zu 

bauenden Wohnungen erwartet. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Neubauerwar-

tung von rund 40.000 Wohnungen. Bis 2025 wird sich das Nachfragepotenzial auf insgesamt 623.500 

neu zu bauende Wohnungen erhöhen. Zu diesem Ergebnis kommt die im Auftrag der Arbeitsge-

meinschaft Baden-Württembergischer Bausparkassen erstellte neueste Studie des Leibniz-Instituts 

für ökologische Raumentwicklung e. V. (IÖR), Dresden.

Die Ergebnisse der Studie basieren auf einem im IÖR entwickelten dynamischen Wohnungsmarktmo-

dell, dessen Besonderheit darin besteht, nicht nur den für die Grundversorgung der baden-württem-

bergischen Haushalte notwendigen Wohnungsbedarf zu prognostizieren, sondern darüber hinaus auch 

das zur Befriedigung der individuellen Wohnwünsche der Haushalte zu erwartende Nachfragepotenzial 

mit einzubeziehen. Durch die Integration der Wohnpräferenzen unterschiedlicher Nachfragergruppen 

und eine sehr kleinräumige Differenzierung kommt die Prognose des IÖR gegenüber der Wohnungsbe-

darfsprognose des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg zu deutlich höheren Neubauerwar-

tungen. Zusätzlich werden die zukünftigen Trends der Wohneigentumsbildung vorausgeschätzt.

Bevölkerungszahl in Baden-Württemberg bis 2025 leicht rückläufig

Das Bundesland nimmt bei der demographischen Situation eine Sonderstellung ein. Baden-Württem-

berg ist ein bevölkerungsreiches Bundesland mit einem vergleichsweise hohen Anteil junger Bevölke-

rung. Dies geht im Wesentlichen auf die in der jüngeren Vergangenheit realisierten Wanderungsge-

winne und Geburtenüberschüsse zurück. Doch zeigen neueste Daten, dass sich solche Trends schnell 

ändern können. Zudem ist zu bedenken, dass auch in Baden-Württemberg der demographische Wan-

del seine Spuren hinterlassen wird: So liegt seit 2006 die Zahl der Geburten unterhalb jener der Sterbe-

fälle, und 2008 konnte der geringe Wanderungsgewinn das Geburtendefizit nicht mehr ausgleichen, 

so dass es zu einem – wenn auch nur geringfügigen – Bevölkerungsrückgang von rund 200 Personen 

gegenüber dem Vorjahr kam.

Die Bevölkerungszahl in Baden-Württemberg wird nach der derzeit vorliegenden kleinräumigen Be-

völkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes bis 2011 noch weiter ansteigen, danach je-

doch bis zum Ende des Prognosezeitraumes 2025 zurückgehen. So wird für den Zeitraum 2008 bis 2025 

eine leichte Abnahme der Bevölkerungszahl von 128.500 Einwohnern erwartet, das entspricht einem 

Bevölkerungsverlust von 1 %. Konstante Wanderungsgewinne werden dabei zunehmenden Sterbefall-

überschüssen gegenüberstehen. Nach den bisherigen Annahmen des Statistischen Landesamtes sind 

bis 2025 Wanderungsgewinne von insgesamt 289.000 Personen zu erwarten. Dies entspricht einem 

durchschnittlichen jährlichen Wanderungsgewinn von ca. 17.000 Personen. Für die natürliche Bevölke-

rungsbewegung sehen die Prognosen aufgrund der altersstrukturellen Veränderung weniger positiv 

aus. Hier ist im Prognosezeitraum mit mehr Sterbefällen als Geburten zu rechnen. So wird bis 2025 der 

natürliche Saldo (Differenz zwischen Geburten und Sterbefällen) insgesamt knapp minus 418.000 Per-

sonen betragen. Die prognostizierten Wanderungsgewinne reichen ab dem Jahr 2012 damit nicht mehr 

aus, um die Bevölkerungsverluste aus dem natürlichen Saldo kompensieren zu können. Für die derzeit 
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vorliegende regionalisierte Bevölkerungsvorausrechnung, die eine Grundlage der IÖR-Berechnungen 

bildet, war der Bevölkerungsstand in den Kommunen zum 31. Dezember 2005 Ausgangspunkt.

Auf der kleinräumigen Ebene können zukünftig 34 % der Gemeinden und Gemeindecluster weiterhin 

mit Bevölkerungswachstum rechnen. Die beiden Komponenten – natürliche und räumliche Bevölke-

rungsbewegung – beeinflussen dabei die Bevölkerungsentwicklung in den Gemeinden. Für die räum-

lichen Bevölkerungsbewegungen werden vom Statistischen Landesamt bis 2025 in knapp drei Viertel 

der Gemeinden und Gemeindecluster weitere Wanderungsgewinne prognostiziert. In 41 % der Gemein-

den ist zu erwarten, dass die prognostizierten Wanderungsgewinne nicht mehr ausreichen werden, um 

die Bevölkerungsverluste aus den natürlichen Entwicklungen zu kompensieren. Dagegen werden 4 % 

der Gemeinden auch bei einem positiven natürlichen Bevölkerungssaldo infolge prognostizierter Wan-

derungsverluste zukünftig schrumpfen. 21 % der Gemeinden müssen sich auf Bevölkerungsverluste 

sowohl aus einem negativen natürlichen als auch räumlichen Bevölkerungssaldo einstellen.

Zahl der Haushalte steigt bis 2025 weiter an

Betrachtet man die eben beschriebene demographische Entwicklung, so könnte daraus geschlossen 

werden, dass langfristig der Bedarf nach Wohnraum zurückgeht. Diese Betrachtungsweise berücksich-

tigt allerdings nicht, dass die Zahl der privaten Haushalte als relevanter Nachfrageparameter bis 2025 

weiter ansteigen wird. 

Bedingt durch den demographischen Wandel sowie durch die Umsetzung individueller Lebenskonzepte 

ist mit einer weiteren Verringerung der durchschnittlichen Haushaltsgröße zu rechnen. Prognosen des 

IÖR ergeben, dass die Haushaltsgröße von 2,17 Personen je Haushalt im Jahr 2008 voraussichtlich auf 

2,07 Personen im Jahr 2025 sinken wird. Tritt diese Entwicklung ein, wird die Zahl der Privathaus-

halte in Baden-Württemberg demnach auch bei einer leicht sinkenden Bevölkerungszahl weiter zu-

nehmen. Aus der Verkleinerung der durchschnittlichen Haushaltsgröße ergibt sich, dass bis zum Jahr 

2025 gegenüber 2008 mit gut 178.000 zusätzlichen Haushalten am Hauptwohnsitz zu rechnen ist. Dies 

entspricht einem Haushaltswachstum von knapp 4 %, bei einem leichten Rückgang der Einwohnerzahl 

um 1 %. Diese Entwicklung setzt jedoch voraus, dass den Haushalten – z. B. für Haushaltsneugrün-

dungen – auch ein entsprechendes Wohnungsangebot zur Verfügung steht. In den weiteren Berech-

nungen werden außerdem noch die Haushalte am Nebenwohnsitz berücksichtigt.

Im Allgemeinen ist es für Haushalte nicht ausreichend, sich mit irgendeiner Wohnung versorgen zu 

können. Vielmehr besitzen die Haushalte meist sehr genaue Vorstellungen davon, welche qualitativen 

Merkmale ihre Wohnung aufweisen soll. Im IÖR-Modell werden deshalb zusätzlich zur quantitativen 

Abschätzung des Wohnungsbedarfs auch die qualitativen Aspekte der Wohnraumversorgung, sprich 

die individuellen Wohnwünsche, berücksichtigt. Deutliche Unterschiede im Nachfrageverhalten gibt es 

vor allem hinsichtlich des Alters und der Lebenssituation der in einem Haushalt zusammenlebenden 

Personen, so dass Differenzierungen nach Nachfragergruppen notwendig sind. Die folgenden drei Haus-

haltstypen lassen sich aus der regionalisierten Haushaltsprognose sowie der altersstrukturellen Bevölke-

rungsentwicklung gut ableiten: 
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	 • Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre 

	    (alle Haushaltsmitglieder jünger als 45 Jahre)

	 • Familienhaushalte 

	    (Haushalte mit drei oder mehr Personen)

	 • Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter 

	    (ein Haushaltsmitglied mindestens 45 Jahre). 

Bis 2025 weitere differenzierte Nachfrage

Die größten Veränderungen der Zahl nachfragender Haushalte sind mit einer bis 2025 stei-genden 

Zahl von 378.000 Haushalten in der Gruppe der „Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und 

älter“ zu erwarten. Die regionale Spannweite in den Stadt- und Landkreisen liegt zwischen 10 % und 

30 % Zuwachs. Die Zahl der „Ein und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre“ wird dagegen um 

91.000 Haushalte sinken und in den einzelnen Kreisen zu Verlusten zwischen 3 % und 10 % führen. Die 

altersstrukturellen Veränderungen haben auch Auswirkungen auf die „Familienhaushalte“. So wird 

die Zahl der Haushalte mit drei oder mehr Personen um gut 110.000 Haushalte zurückgehen. Auf der 

regionalen Ebene liegen diese Rückgänge zwischen weniger als 6 % und mehr als 10 %.

Hinsichtlich der Wohneigentumsbildung ist zu erwarten, dass insbesondere der Wunsch nach einer 

sicheren Altersvorsorge sowie die zu erwartende Zahl zukünftiger Erbfälle eine zunehmende Bedeu-

tung erlangen wird. Die Vorausschätzung der Nachfrage nach Wohneigentum ergibt bis zum Jahr 2025 

rund 247.000 nachfragende Haushalte.

Die Nachfrageentwicklung in Baden-Württemberg leitet sich als Aggregat der kleinräumigen Nach-

frage der Haushalte in den Gemeinden und Gemeindeclustern ab und lässt für den Zeitraum 2008 bis 

2025 eine Gesamtnachfrage von rund 310.000 Wohnungen erwarten. In den einzelnen Gemeinden 

kommt es dabei zu teilweise sehr unterschiedlichen Entwicklungen. Eine hohe Nachfrage zeichnet sich 

insbesondere im Großraum Stuttgart und in den nordwestlichen Stadt- und Landkreisen ab, während 

die Nachfrageerwartung im Gebiet der Schwäbischen Alb und des Schwarzwaldes sowie im Nordosten 

Baden-Württembergs zukünftig nur noch gering sein wird.

Der größte Anteil der zu erwartenden Wohnungsnachfrage wird sich auch in der aktuellen Prognose 

mit knapp 178.000 (58 %) auf die selbstgenutzten Eigenheime konzentrieren. Mehr als die Hälfte 

davon ist an einer Bestandsimmobilie interessiert. Weitere 78.000 (25 %) der Nachfragen werden sich 

auf selbstgenutzte Eigentumswohnungen beziehen 2. Auch hier werden sich mehr als die Hälfte (53 %) 

der nachfragenden Haushalte eine Eigentumswohnung im Bestand wünschen. Auf den Marktsektor 

der Mietwohnungen werden gut 54.000 Nachfragen erwartet, das entspricht rund 17 % an der Ge-

samtnachfrage.

2 	 Die Wohneigentumsnachfrage liegt um insgesamt 9.000 Nachfragen über der reinen Haushaltebetrachtung, da es voraussichtlich auch 	
	 in einigen Gemeinden einen leichten Rückgang der Eigentümerhaushalte geben wird, die durch Nachfragen in anderen Gemeinden 	
	 nicht verrechnet werden können.
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Marktsimulation macht Angebotsdefizite sichtbar 

Die simulierten Marktprozesse beruhen auf einem teilmarktbezogenen Marktabgleich zwischen Nach-

frage und Angebot auf der Ebene der Stadt- und Landkreise. Dieser Marktabgleich wird in einem zeit-

lichen Abstand von zwei bis drei Jahren durchgeführt, so dass davon ausgegangen werden kann, dass 

der prognostizierte Wohnungsneubau inzwischen realisiert werden konnte. Nachfragenden Haushal-

ten steht im Marktabgleich dabei der um die drei Komponenten Freizeitwohnungen, für Mobilitäts-

zwecke frei bleibende Wohnungen (Fluktuationsreserve) sowie durch zu erwartende Wohnungsab-

gänge verringerte Wohnungsbestand als Angebot zur Verfügung. Auf der anderen Seite erweitert sich 

das Wohnungsangebot um alle im entsprechenden Prognosezeitraum fertig gestellten Wohnungen.

Um die in der Bautätigkeitsstatistik vorhandenen Ungenauigkeiten bei den Wohnungsabgängen bes-

ser einschätzen zu können, führte das IÖR im Rahmen der vorhergehenden Wohnungsprognose im 

Jahr 2005 eine ergänzende Befragung von Wohnungsmarktexperten durch. Die Expertenbefragung 

wurde jetzt für die aktuelle Prognose durch eine Delphi-Befragung validiert. Im Ergebnis der stati-

stischen Analysen und der Auswertung der Delphi-Befragung ist für den Zeitraum 2008 bis 2025 ein zu 

erwartender Wohnungsersatzbedarf von rund 299.000 Wohnungen ermittelt worden. Das nutzbare 

Wohnungsangebot würde sich ohne ersetzenden Wohnungsneubau bis 2025 somit um 6 % verrin-

gern.

Bis 2025 prognostiziertes Nachfragepotenzial von 623.500 neu zu bauenden Wohnungen

Das prognostizierte Nachfragepotenzial nach neu zu bauenden Wohnungen basiert auf der Marktsi-

mulation von der im Bestand nicht zu deckenden regionalen Nachfrage. Der Begriff Nachfragepoten-

zial nach Wohnungsneubau macht dabei deutlich, dass es sich um jene Neubaunachfrage handelt, die 

aus heutiger Sicht aufgrund der Wohnwünsche baden-württembergischer Haushalte zu erwarten ist. 

Die Entwicklung entscheidender haushaltsökonomischer Faktoren, wie die zukünftige Einkommens- 

und Vermögensentwicklung, können heute ebenso wie die Entwicklung der Bau- und Bodenpreise 

nicht zuverlässig prognostiziert werden. Die zukünftige finanzielle Situation der Haushalte wird des-

halb darüber entscheiden, welcher Anteil des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau tatsächlich 

in eine kaufkräftige Nachfrage umgesetzt werden kann.

Das Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau setzt sich aus fünf Komponenten zusammen: Woh-

nungsneubedarf, Wohnungsneubau zur Befriedigung der individuellen Wohnwünsche, Nachholbe-

darf, Wohnungsersatzbedarf und sonstiger Wohnungsneubau.

In der Summe aller Entwicklungen der einzelnen Komponenten wird für das Land Baden-Württem-

berg im Zeitraum 2008 bis 2020 ein Nachfragepotenzial von rund 470.000 neu zu bauenden Woh-

nungen prognostiziert. Bis 2025 müssten weitere 153.500 Wohnungen neu gebaut werden, um das 

Nachfragepotenzial befriedigen zu können (Abb. 1).
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Abb. 1: 	Komponenten des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau in 

	 Baden-Württemberg 	2008 bis 2020 sowie 2025

In den bislang üblichen Wohnungsbedarfsprognosen dient die Komponente „Wohnungsneubedarf“ 

der alleinigen Beschreibung der Nachfrageentwicklung und gibt die Zahl der mit Wohnraum zusätzlich 

zu versorgenden Haushalte an. Aufbauend auf der Bevölkerungs- und Haushaltsdynamik entsteht bis 

zum Jahr 2025 ein Wohnungsneubedarf für rund 181.000 Haushalte mit Haupt- und Nebenwohnsitz in 

Baden-Württemberg. Dieser Wohnungsneubedarf entspricht der notwendigen Zahl neu zu bauender 

Wohnungen, die zur Wohnraumversorgung der sich neu gründenden Haushalte erforderlich ist.

Der entscheidende Unterschied der Prognose des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau ge-

genüber Wohnungsbedarfsprognosen besteht insbesondere in der zusätzlichen Komponente „Woh-

nungsneubau zur Befriedigung individueller Wohnwünsche“. Diese Komponente zeigt an, wie viele 

Neubauwohnungen erforderlich wären, damit zukünftig nicht nur eine ausreichende quantitative 

Wohnungsversorgung der baden-württembergischen Haushalte möglich ist, sondern sich die Haus-

halte auch mit einer ihren Wohnwünschen entsprechenden Wohnung versorgen können. In dieser 

Komponente spiegeln sich insbesondere die auf Wohneigentumserwerb ausgerichteten Wohnwün-

sche sowie weitere fehlende Angebote in den regionalen Wohnungsteilmärkten wider. Bis 2025 ist in 

Baden-Württemberg mit einem Nachfragepotenzial durch individuelle Wohnwünsche von mehr als 

100.000 neu zu bauenden Wohnungen zu rechnen.



8

Die Komponente „Wohnungsersatzbedarf“ basiert auf den im Prognosezeitraum zu erwartenden 

Wohnungsabgängen und beschreibt den als Ersatz für verloren gehende Wohnungen erforderlichen 

Wohnungsneubau. Bis 2025 wird dieser bei rund 299.000 Wohnungen erwartet. Die stärksten Woh-

nungsabgänge betreffen dabei den Gebäudebestand aus den 1950er und 1960er Jahren. Diese Bau-

altersklasse macht gegenwärtig etwa die Hälfte aller Wohnungsbestände aus und weist die größten 

Qualitätsprobleme auf.

Die durch Umzüge frei werdenden Wohnungen stehen anderen Haushalten am Markt wieder zur 

Verfügung. Sie können also auch von den bisher unversorgten Haushalten (Wohnungsdefizit) zeit-

nah genutzt werden. Im Prognoseansatz des IÖR wird bei der Komponente „Nachholbedarf“ von 

einem Wohnungsdefizit von knapp 27.000 Wohnungen ausgegangen. Die vor diesem Hintergrund für 

Baden-Württemberg im Jahr 2008 unversorgten Haushalte sollten möglichst bald eine Wohnung 

finden können. In den Berechnungen des IÖR wird von einem möglichen Abbau der regionalen Woh-

nungsdefizite bis zum Jahr 2013 ausgegangen.

Die Komponente „sonstiger Wohnungsneubau“ beschreibt die Zahl der zusätzlich benötigten Freizeit-

wohnungen. Hinzu kommen die Wohnungen, welche aufgrund der steigenden Wohnungsnachfrage 

innerhalb des Prognosezeitraumes zusätzlich als Fluktuationsreserve erforderlich werden. Diese Kom-

ponente umfasst rund 16.000 Wohnungen.

Im Laufe des Prognosezeitraumes verlieren die beiden Komponenten „Wohnungsneubedarf“ und 

„Wohnungsneubau zur Befriedigung individueller Wohnwünsche“ an Bedeutung, demgegenüber 

gewinnt die Komponente „Wohnungsersatzbedarf“ aber an Gewicht. Das bis zum Jahr 2025 insge-

samt prognostizierte Nachfragepotenzial von 623.500 neu zu bauenden Wohnungen entspricht ei-

ner durchschnittlichen jährlichen Neubauerwartung von knapp 37.000 Wohnungen. Absolut gesehen 

nimmt Stuttgart einen Spitzenplatz im Bundesland ein. Weitere hohe absolute Nachfragepotenziale 

sind für die ländlichen bis verstädterten Gebiete im nordwestlichen Teil Baden-Württembergs auf der 

Achse Mannheim – Esslingen zu erkennen.

Hinsichtlich der Gebäudestruktur entfallen 60 % des erwarteten Nachfragepotenzials nach Woh-

nungsneubau auf Ein- und Zweifamilienhäuser. Aus Sicht siedlungsstruktureller Differenzierungen 

zeigen sich deutliche Unterschiede. Mit abnehmenden Verstädterungsgrad der Kreise steigt der An-

teil des Eigenheimsektors am Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau. Die potenzielle Nachfrage 

nach Neubau von Eigenheimen bewegt sich vorrangig innerhalb der Landkreise und erreicht Werte 

zwischen 59 % und 81 %. In den Kernstädten zeigt sich eine Nachfragepräferenz nach Wohnungen in 

Mehrfamilienhäusern.

Die Höhe des prognostizierten Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau liegt deutlich über den 

derzeitigen Zahlen der Baufertigstellungen. Die rückläufigen Baufertigstellungen von 33.000 Woh-

nungen im Jahr 2007 auf rund 27.600 Wohnungen im Jahr 2008 erscheinen, allein schon für eine quan-

titative Versorgung der Haushalte mit Wohnraum, als zu gering. Die Berechnungen des IÖR lassen 

erkennen, dass neben den quantitativen auch qualitative Aspekte berücksichtigt werden müssen und 
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bis 2025 jährlich sogar 37.000 neue Wohnungen notwendig wären. Diese relativ hohe Zahl bezieht 

dabei die individuellen Wohnwünsche ein.

Es darf aber nicht außer Acht gelassen werden, dass Wohnungsneubau Auswirkungen auf den „Flä-

chenverbrauch“ hat. Gerade angesichts der ehrgeizigen Nachhaltigkeitsziele in Deutschland und 

Baden-Württemberg kommt es daher auf allen Ebenen auf eine kluge Flächenpolitik und ein nachhal-

tiges Flächenmanagement an.



Methodischer Ansatz

Der methodische Ansatz der Prognose des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau in Baden-

Württemberg beruht auf einem im Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V. (IÖR) ent-

wickelten dynamischen Wohnungsmarktmodell. Die Besonderheit des IÖR-Wohnungsmarktmodells 

besteht darin, dass nicht nur der für die Grundversorgung der baden-württembergischen Haushalte 

notwendige Wohnungsbedarf (einschließlich des Nachholbedarfs aufgrund von Wohnungsdefiziten in 

der Vergangenheit), sondern darüber hinaus auch das zur Befriedigung der individuellen Wohnwün-

sche der Haushalte zu erwartende Nachfragepotenzial – und zwar regional differenziert – prognos-

tiziert wird. So wird berücksichtigt, dass nicht jede Wohnung in einer beliebigen Region zur Befriedi-

gung der Wohnwünsche der Haushalte beitragen kann, sondern dass Nachfrager ihre individuellen, 

vom Wohnungsangebot unabhängigen Wohnbedürfnisse haben und diese umsetzen möchten. Durch 

die Integration der Wohnpräferenzen unterschiedlicher Nachfragergruppen und eine sehr kleinräu-

mige Differenzierung kommt die Prognose des IÖR gegenüber der Wohnungsbedarfsprognose des 

Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg zu höheren Neubauerwartungen. Parallel zum Neu-

baupotenzial können sich in anderen Marktsegmenten aber auch Wohnungsleerstände abzeichnen.

Der Aufbau des methodischen Konzeptes des Prognoseansatzes des IÖR lehnt sich an jenen der Woh-

nungsprognosen des früheren Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR, jetzt BBSR3) an, 

enthält aber einige zusätzliche Differenzierungen und neue Modellkomponenten, wie die Unter-

scheidung der Eigentumswünsche nach Bestands- und Neubauwohnungen. Der IÖR-Ansatz verfolgt 

das Ziel, die komplexen Wohnungsmarktzusammenhänge so differenziert wie notwendig auf einer 

möglichst kleinräumigen Ebene abzubilden. Das prognostizierte Nachfragepotenzial nach Wohnungs-

neubau für das Land Baden-Württemberg oder für einzelne Siedlungsstrukturtypen basiert entspre-

chend auf dem Aggregat der teilmarktbezogenen Prognoseergebnisse zur Neubaunachfrage in den 

einzelnen Kreisen. Dadurch können regionale Wohnungsengpässe und -überangebote sowie die Aus-

wirkungen der demographischen Entwicklung für die Wohnungs- und Regionalpolitik möglichst früh-

zeitig sichtbar gemacht werden.

3
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4.1	 Vergangene Entwicklung 

Baden-Württemberg hat in der Vergangenheit eine sehr dynamische Bevölkerungsentwicklung hinter 

sich. So nahm die Bevölkerungszahl im Zeitraum 1990 bis 2008 um mehr als 900.000 Einwohner zu, 

das entspricht einem Wachstum von gut 9 %. Baden-Württemberg hatte Ende 2008 rund 10.749.500 

Einwohner (Abb. 2).

Abb. 2: 	Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg 1990 bis 2008

Geprägt war diese positive Entwicklung sowohl durch Wanderungsgewinne als auch durch Gebur-

tenüberschüsse. Beide Komponenten trugen erheblich zur Stabilität des Bevölkerungswachstums in 

Baden-Württemberg bei. So nimmt das Bundesland im Südwesten auch weiterhin einen Spitzenplatz 

hinsichtlich der demographischen Stabilität ein. Jedoch kommt es auch hier aufgrund der soziodemo-

graphischen Rahmenbedingungen zu einem Rückgang der Zahl der Geburten. So gab es im Jahr 2006 

erstmalig seit 1975, mit Ausnahme von 1983, wieder mehr Gestorbene als Geborene. Diese Entwick-

lung hat sich auch in den letzten Jahren fortgesetzt. Wie sich einzelne politische Maßnahmen – z. B. 

die Einführung des Elterngeldes zum 1. Januar 2007 – auf diese Entwicklung auswirken werden, kann 

zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschätzt werden.

4 Bevölkerungsentwicklung
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Abb. 3: Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg 2000 bis 2008
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Auch im jüngsten Zeitraum von 2000 bis 2008 konnte das Land Baden-Württemberg einen Bevölke-

rungszuwachs von rund 225.000 Einwohnern verzeichnen, das entspricht einem relativen Zuwachs von 

2 %. Die Bevölkerungszahl hat sich jedoch 2008 – wenn auch nur geringfügig – um rund 200 Personen 

gegenüber dem Vorjahr verringert. Der geringe Wanderungsgewinn konnte somit das Geburtende-

fizit nicht mehr ausgleichen. Die frühere Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes mit 

Basisjahr 2001 ging unter den damaligen Annahmen noch von einem Zuwachs von gut 420.000 Ein-

wohnern aus. 

Bei der Betrachtung von Gemeinden mit mehr als 1.000 Einwohnern ergibt sich im Zeitraum 2000 bis 

2008 eine Spanne von 11 % Bevölkerungsrückgang (Gütenbach im Schwarzwald-Baar-Kreis) und 19 % 

Bevölkerungszuwachs (Schwieberdingen im Landkreis Ludwigsburg). Insgesamt gab es im jüngsten 

Zeitraum in knapp 68 % aller Gemeinden eine positive Bevölkerungsentwicklung (Abb. 3). In mehr als 

der Hälfte dieser wachsenden Gemeinden (53 %) wurde diese Entwicklung sowohl durch Wanderungs-

gewinne als auch durch Geburtenüberschüsse bestimmt. In weiteren 19 % der Gemeinden waren die 

Geburtenüberschüsse so stark, dass die auftretenden Wanderungsverluste kompensiert werden konn-

ten. In den übrigen 28 % der Gemeinden war die positive Bevölkerungsentwicklung in den Jahren 

2000 bis 2008 allein durch Wanderungsgewinne geprägt. Bei der natürlichen Bevölkerungsbewegung 

überwiegt die Zahl der Gestorbenen die Zahl der Geburten.

4.1.1	 Wanderungsbewegungen
 
Die natürlichen Bevölkerungsbewegungen (Summe aus Geburten und Sterbefällen) erhöhten den Be-

völkerungsstand von Baden-Württemberg in den Jahren zwischen 2000 und 2008 um knapp 22.000 

Personen, wobei sich die Geburtenüberschüsse seit Anfang der 1990er Jahre verringerten und seit 

2006 erstmalig die Sterbefälle die Geburten übersteigen. Diese Entwicklung setzte sich auch in den 

letzten Jahren verstärkt fort. Im Verhältnis zum Einfluss der natürlichen Bewegungen auf die Bevöl-

kerungsveränderung war der Einfluss von Zu- und Wegzügen um mehr als das Zehnfache stärker aus-

geprägt. So betrugen die Wanderungsgewinne für Baden-Württemberg in dem Zeitraum 2000 bis 

2008 rund 253.000 Personen, wobei sich aber auch hier der Zuwanderungssaldo in den letzten Jahren 

abgeschwächt hat (Abb. 4). Die Analyse der Wanderungsbewegungen zeigt, dass knapp die Hälfte 

dieser Wanderungsgewinne von Personen aus den ostdeutschen Bundesländern einschließlich Berlin 

stammt. An zweiter Stelle folgen die westdeutschen Bundesländer mit insgesamt rund 72.000 Netto-

zuwanderungen im Zeitraum 2000 bis 2008. Aus dem Ausland konnte Baden-Württemberg in dem 

Zeitraum ein Plus von knapp 50.000 Personen verzeichnen. Neben den Wanderungsbewegungen über 

die Landesgrenzen hinaus, gab es noch einen erheblichen Anteil von Wanderungsbeziehungen zwi-

schen den Städten und Gemeinden innerhalb Baden-Württembergs. Allein im Jahr 2008 gab es davon 

mehr als 424.000 Wanderungen, das entspricht rund 63 % aller Zu- bzw. Wegzüge.
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Abb. 4:		Wanderungssaldo Baden-Württemberg mit Bundesgebiet und Ausland 2000 bis 2008

Die Wanderungsgewinne verteilen sich im betrachteten Zeitraum jedoch nicht gleichmäßig. Seit 

2001/02 sind die Nettozuwanderungen aus den westdeutschen Bundesländern und dem Ausland sehr 

stark zurückgegangen. So zogen im Jahr 2006 im Saldo sogar mehr Personen ins Ausland bzw. in die 

Gebiete der westdeutschen Bundesländer fort, als dass sie nach Baden-Württemberg zuwanderten. 

Seit 2007 ist wieder ein Anstieg der Nettozuwanderungen aus den westdeutschen Bundesländern zu 

beobachten. Hinsichtlich der Wanderungsbeziehungen mit dem Ausland gab es im Jahr 2008 einen 

sehr hohen Wanderungsverlust von etwa 8.400 Personen.

Auch die Wanderungsgewinne aus den ostdeutschen Bundesländern haben sich verringert. Im Jahr 

2008 betrugen die Nettozuwanderungen rund 7.500 Personen, das sind mehr als zwei Drittel weniger 

als noch im Jahr 2001. Baden-Württemberg gewann zwischen 2000 und 2008 vom Freistaat Sachsen 

rund 48.000 Personen hinzu, das sind im Vergleich zu den anderen ostdeutschen Ländern die höch-

sten Nettozuwanderungen. Es folgen Sachsen-Anhalt mit rund 26.000, Thüringen und Brandenburg 

mit jeweils mehr als 23.000 und Mecklenburg-Vorpommern mit knapp 9.000 im Saldo mehr zu- als 

wegziehenden Personen. Auch aus Berlin zogen in der Summe knapp 400 Personen mehr nach Baden-

Württemberg, wobei sich seit 2006 der Trend umgekehrt hat und Baden-Württemberg an die Bundes-

hauptstadt mehr Einwohner verliert, als es hinzugewinnt.

Von allen Bundesländern hat Niedersachsen mit knapp 66.000 im Zeitraum 2000 bis 2008 die mei-

sten Nettozuwanderungen nach Baden-Württemberg zu verzeichnen. Weitere hohe Zuwanderungs-

gewinne erhielt Baden-Württemberg von Nordrhein-Westfalen (22.000 Personen). Auf der anderen 

Seite hat Baden-Württemberg in dem Zeitraum auch Personen durch Wegzüge an westdeutsche Bun-
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desländer verloren. So konnte Hamburg Zuwanderungsgewinne aus Baden-Württemberg von insge-

samt rund 5.000 Personen verzeichnen. Besonders markant sind die Wanderungsbewegungen mit 

dem angrenzenden Freistaat Bayern. So zogen zwischen den Jahren 2000 und 2008 knapp 25.000 

Personen mehr aus Baden-Württemberg nach Bayern als in umgekehrter Richtung (Abb. 5).

Abb. 5:		Wanderungssaldo Baden-Württemberg mit dem Freistaat Bayern 2000 bis 2008

Eine Ursache der Abwanderung nach Bayern kann u. a. in der positiveren Beschäftigtenentwicklung 

liegen. Bei der Betrachtung der Beschäftigten am Arbeitsort weist der Freistaat im Zeitraum 2000 bis 

2008 eine insgesamt dynamischere Entwicklung als Baden-Württemberg auf. So zeichnet sich Bayern 

im betrachteten Zeitraum mit einer um 1,2 Prozentpunkte höheren Beschäftigtenentwicklung gegen-

über Baden-Württemberg aus (Abb. 6). In Analogie dazu verlief die relative Bevölkerungsentwicklung 

fast gleich. 

So sind als die wichtigsten Einflussfaktoren für die Intensität und Richtung von Wanderungsbewe-

gungen der regionale Arbeitsmarkt sowie die Angebote auf dem lokalen und regionalen Wohnungs-

markt zu sehen. Nur mit entsprechenden Strategien und attraktiven Angeboten kann es möglich sein, 

die Intensität und Richtung von Wanderungsbewegungen zu beeinflussen und das Land Baden-Württ-

emberg im Wettbewerb der Länder und Kommunen zu stärken.
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Index: 2000 = 100

Abb. 6:		Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort in Baden-Württemberg und Bayern 	

	 2000 bis 2008
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4.2	 Zukünftige Entwicklung
 
Für die Neuberechnung des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau für Baden-Württemberg 

sind die Daten der regionalisierten Bevölkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes Ba-

den-Württemberg aus dem Jahr 2007 hinzugezogen worden. Für die Bevölkerungsvorausrechnung 

war Ausgangspunkt der Bevölkerungsstand in den Kommunen zum 31. Dezember 2005. Den Berech-

nungen des Statistischen Landesamtes liegen unter anderem ein weiterer Anstieg der Lebenserwar-

tung um etwa 3 Jahre bis 2025, eine Konstanz des derzeitigen Geburtenniveaus sowie ein jährlicher 

Wanderungsgewinn Baden-Württembergs von ca. 17.000 Personen zugrunde [Dominé, Schwarck 

2007]. In der früheren Prognose mit Basisjahr 2001 lagen die Wanderungsgewinne bis 2015 noch jähr-

lich bei rund 38.000 Personen. Im Ergebnis der derzeit vorliegenden regionalisierten Bevölkerungs-

vorausrechnung würde sich die Bevölkerung in Baden-Württemberg von rund 10,7 Mio. im Jahr 2005 

auf insgesamt 10,6 Mio. im Jahr 2025 verringern 4 (Abb. 7).

Abb. 7:		Bevölkerungsvorausrechnung für Baden-Württemberg bis 2025

4.2.1	 	Veränderungen der Altersstruktur 

Seit Mitte der 1990er Jahre kommt es in Baden-Württemberg zu einer zunehmenden Divergenz der 

Altersgruppen. Obwohl die Bevölkerungszahl tendenziell steigt, entwickeln sich die jüngeren Alters-

gruppen insgesamt schwächer als die älteren. Zukünftig wird sich die Schere zwischen den Altersgruppen 

noch deutlicher öffnen (Abb. 8). Ursache hierfür ist auf der einen Seite eine gestiegene und weiter zu-

4 	 Im Gegensatz zur Bevölkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes geht die aktuelle Bevölkerungsprognose des BBSR für 	
	 Baden-Württemberg bis zum Jahr 2042 von einem weiteren Bevölkerungswachstum aus (vgl. BBSR 2009a). 
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nehmende Lebenserwartung der Menschen, und auf der anderen Seite die niedrige Anzahl der Geburten.

Aufgrund des zu geringen Regenerationsverhaltens wird in Baden-Württemberg die Zahl der Kinder 

unter 15 Jahren bis 2025 um rund 310.000 Personen unter das Niveau von 2005 zurückgehen. Insge-

samt werden nach der Prognose des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg im Jahr 2025 rund 

1,3 Mio. Kinder unter 15 Jahren in Baden-Württemberg leben. Dies entspricht einem Anteil von knapp 

13 % an der Gesamtbevölkerung des Landes. 

Abb. 8:		Altersstrukturelle Entwicklung in Baden-Württemberg 1990 bis 2025

Die Bevölkerungszahl der 15- bis 40-Jährigen wird auch zukünftig sinken. Dazu tragen insbesondere 

die niedrigen Geburtenraten der früheren Generationen bei. Im Jahr 2025 ist gegenüber 2005 mit 

einem Verlust von 13 % (454.000 Personen) zu rechnen.

Anders sieht das Bild der Bevölkerungsgruppe der 40- bis 65-Jährigen aus. In dieser Gruppe wird es bis 

2025 einen Zuwachs von rund 71.000 Personen gegenüber 2005 geben, das entspricht einem Anstieg 

um 2 %. Die Gruppe der Einwohner im Alter von 65 Jahren und älter wird bis 2025 um 30 % (589.000 

Personen) wachsen.
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4.1.1	 Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung 2008 bis 2025
 
Die Bevölkerungszahl in Baden-Württemberg wird nach der derzeit vorliegenden regionalisierten Be-

völkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes bis 2011 noch weiter ansteigen, danach je-

doch bis zum Ende des Prognosezeitraumes 2025 zurückgehen. Werden im Jahr 2008 in Baden-Württ-

emberg rund 10.759.800 Einwohner prognostiziert, so werden es im Jahr 2025 dann gut 10.631.400 

sein, das entspricht einem Rückgang von 1 % (-128.500 Einwohner). Auf der kleinräumigen Ebene 

ergibt sich jedoch ein differenzierteres Bild (Abb. 9). 

So kann in 34 % der Gemeinden und Gemeindecluster bis 2025 weiterhin mit einem Bevölkerungs-

wachstum gerechnet werden (Typ 1 bis 3 in Abb. 10). Vor allem in den Gemeinden der Region Stuttgart 

und des Landkreises Heilbronn können Bevölkerungsgewinne von über 8 % verzeichnet werden. Auch 

großflächige Gebiete der Regionen Südlicher Oberrhein, Bodensee-Oberschwaben und Donau-IIler 

können mit Zuwachsraten zwischen 4 und 8 % rechnen. Während die Bevölkerungsentwicklung in der 

Vergangenheit auch durch Geburtenüberschüsse geprägt war, werden zukünftig neben den Wande-

rungsgewinnen die zunehmenden Sterbefallüberschüsse das Bild prägen. So sind nach Annahmen des 

Statistischen Landesamtes bis 2025 Wanderungsgewinne von insgesamt 289.000 Personen zu erwar-

ten. Dies entspricht, wie bereits erwähnt, einem durchschnittlichen jährlichen Wanderungsgewinn 

von ca. 17.000 Personen. Für die natürliche Bevölkerungsbewegung sehen die Prognosen aufgrund 

der altersstrukturellen Veränderung weniger positiv aus. Hier ist im Prognosezeitraum mit mehr Ster-

befällen als Geburten zu rechnen. So wird bis 2025 der natürliche Saldo (Differenz zwischen Geburten 

und Sterbefällen) insgesamt knapp minus 418.000 Personen betragen. Die prognostizierten Wande-

rungsgewinne reichen ab dem Jahr 2012 damit nicht mehr aus, um die Bevölkerungsverluste aus dem 

natürlichen Saldo kompensieren zu können.
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Abb. 9: Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg 2008 bis 2025
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Die beiden Komponenten – natürliche und räumliche Bevölkerungsbewegung – beeinflussen dabei 

die Bevölkerungsentwicklung in den Gemeinden. Für die räumlichen Bevölkerungsbewegungen wer-

den vom Statistischen Landesamt bis 2025 in knapp drei Viertel der Gemeinden und Gemeindecluster 

weitere Wanderungsgewinne prognostiziert. In 41 % der Gemeinden reichen jedoch die erwarteten 

Wanderungsgewinne nicht aus, um den negativen natürlichen Saldo auszugleichen (Typ 5 in Abb. 10). 

Knapp 4 % der Gemeinden Baden-Württembergs werden auch bei einem positiven natürlichen Saldo 

aufgrund von erwarteten Wanderungsverlusten schrumpfen (Typ 4 in Abb. 10), und rund 21 % der 

Gemeinden und Gemeindecluster müssen zukünftig mit Bevölkerungsverlusten sowohl aus der natür-

lichen als auch aus der räumlichen Bevölkerungsbewegung rechnen (Typ 6 in Abb. 10). 

Hinsichtlich der natürlichen Bevölkerungsbewegung können nur noch 8 % der Gemeinden und Ge-

meindecluster auf Geburtenüberschüsse zählen. Betrachtet man die beiden Komponenten räumliche 

und natürliche Bevölkerungsbewegung in der Bilanz zusammen, ergeben sich die in der Abb. 10 karto-

graphisch dargestellten Gemeindetypen mit wachsender bzw. schrumpfender Bevölkerungsentwick-

lung. 

In der Prognose des Statistischen Landesamtes werden insbesondere aufgrund der natürlichen Bevöl-

kerungsbewegung teilweise gravierende Veränderungen in der Altersstruktur aufgezeigt. Demnach 

wird bis 2025 die Zahl der Personen unter 45 Jahren in allen 44 Kreisen und auf der Ebene der Gemein-

den und Gemeindecluster abnehmen (Abb. 11). In dieser Altersgruppe ist im gesamten Land im Jahr 

2025 gegenüber 2008 mit einem Verlust von 14 % (806.400 Personen) zu rechnen. 

Im Gegensatz dazu wird die Altersgruppe der 45-jährigen und älteren Personen zukünftig sehr stark 

anwachsen (Abb. 12). Die Bevölkerungszuwächse in dieser Altersgruppe reichen in einigen Kommu-

nen bis zu 42 % heran. Hohe Bevölkerungszuwächse werden insbesondere in den Landkreisen Heil-

bronn, Schwäbisch Hall, Tübingen, Reutlingen und dem Hohenlohekreis sowie im Südosten von Ba-

den-Württemberg auftreten. In dieser Gruppe wird es im gesamten Land bis 2025 einen Zuwachs von 

rund 678.000 Personen gegenüber 2008 geben, dies entspricht einem Anstieg von 14 %. Durch die 

veränderten Altersstrukturen in den Gemeinden ist auch mit sehr unterschiedlichen Auswirkungen 

auf die Entwicklung der regionalen Wohnungsmärkte zu rechnen.
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Abb. 10: Wanderungssaldo und Natürlicher Saldo in Baden-Württemberg 2008 bis 2025



23

Abb. 11: Bevölkerungsentwicklung unter 45 Jahre in Baden-Württemberg 2008 bis 2025
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Abb. 12: Bevölkerungsentwicklung 45 Jahre und älter in Baden-Württemberg 2008 bis 2025
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Exkurs: Gegenüberstellung IST-Entwicklung/ Prognose 2006 bis 2008

Alle drei bis vier Jahre erstellen das Statistische Bundesamt und die Statistischen Landesämter eine neue Bevöl-

kerungsvorausberechnung, bei der das Wanderungsgeschehen der jeweils letzten Jahre berücksichtigt wird. So 

hat auch das Statistische Landesamt Baden-Württemberg, angesichts der deutlich rückläufigen Nettozuwande-

rungen nach Baden-Württemberg eine aktualisierte Fortschreibung der bisherigen Vorausrechnung durchge-

führt. Für die derzeit vorliegende regionalisierte Bevölkerungsvorausrechnung bis 2025 war Ausgangspunkt der 

Bevölkerungsstand zum 31.12.2005. Zur Einschätzung der aktuellen Situation wurde eine Gegenüberstellung 

der Bevölkerungsvorausrechnung mit der tatsächlichen Entwicklung im Zeitraum 2006 bis 2008 vorgenommen:

Die Bevölkerungszahl in Baden-Württemberg nahm im Zeitraum 2006 bis 2008 um rund 14.000 Einwohner zu, 

das entspricht einem Wachstum von 0,13 %. Diese positive Bevölkerungsentwicklung wird im Kontext des ge-

samten Bundeslandes nur noch durch Wanderungsgewinne getragen. In der Summe konnte Baden-Württem-

berg knapp 21.000 Nettozuwanderungen verbuchen. Dagegen verlief der Saldo der natürlichen Bevölkerungs-

bewegung negativ. Dieser beläuft sich in den Jahren zwischen 2006 und 2008 auf rund minus 6.500 Personen, 

wobei dieser negative Trend aufgrund der altersstrukturellen Entwicklung weiter zunehmen wird. Im Jahr 2008 

konnte der geringe Wanderungsgewinn von etwa 4.400 Personen in der Landessumme das hohe Geburtende-

fizit von rund 4.500 Personen nicht mehr ausgleichen, so dass es zu einem leichten Bevölkerungsrückgang ge-

genüber dem Vorjahr kam.

Im Vergleich zur Bevölkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg wurde für 

den Zeitraum 2006 bis 2008 eine Zunahme der Bevölkerung um etwas mehr 24.000 Personen prognostiziert, das 

entspricht einem Zuwachs von 0,22 %. Für die Annahmen zur natürlichen und räumlichen Bevölkerungsbewe-

gung wurde die relative Entwicklung – altersspezifische Fruchtbarkeits- und Wanderungsraten – des Zeitraumes 

1997 bis 2005 berücksichtigt. Vor dem Hintergrund dieser Annahmesetzung errechnete sich ein natürlicher Saldo 

von etwas mehr als minus 26.000 Personen im Prognosezeitraum 2006 bis 2008. Die tatsächliche Entwicklung der 

Geburten und Sterbefälle (Saldo -6.500 Personen) verlief somit positiver als die vorausberechneten Zahlen. Für 

die Wanderungsannahmen wurde ein jährlicher Wanderungsgewinn von ca. 17.000 Personen zugrunde gelegt. 

Das bedeutet für den betrachteten Zeitraum eine angenommene Nettozuwanderung von insgesamt 51.000 Per-

sonen nach Baden-Württemberg. In der realen Entwicklung betrug das Wanderungssaldo im Zeitraum 2006 bis 

2008 knapp 21.000 Personen und ist somit hinter den erwarteten Zuwanderungszahlen geblieben.

Auf der kleinräumigen Ebene differenzieren sich diese Entwicklungen weiter aus. Im Ergebnis der Gegenüber-

stellung wird ersichtlich, dass sich in der Ist-Entwicklung alle Stadtkreise bis auf Baden-Baden insgesamt besser 

entwickelt haben, als in der Vorausrechnung angenommen. Das ist sowohl bei den Wanderungsbewegungen 

als auch bei den natürlichen Bewegungen zu beobachten. Diese Entwicklung kann natürlich auch Auswirkungen 

auf das zu erwartende Neubaupotenzial nach Wohnungen haben. In den schon ohnehin sehr angespannten 

Wohnungsmärkten in einigen Stadtkreisen kann das Potenzial in der Zukunft entsprechend höher ausfallen. Auf 

der anderen Seite kann in ländlichen Räumen das Neubaupotenzial aufgrund der aktuellen Entwicklung aber 

auch zurückgehen.

Die gegenübergestellten Ergebnisse zeigen, dass mit der Methode der regionalisierten Bevölkerungsvoraus-

rechnung des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg gute Trefferquoten erzielt werden. Mit dem „Sta-

tus-Quo-Ansatz“ des Statistischen Landesamtes soll aufgezeigt werden, was in der Zukunft passieren würde, 

sollte es in den nächsten Jahren so weitergehen wie bisher. Diese so ermittelten Einwohnerzahlen sind natürlich 

auch nach Aussage des Statistischen Landesamtes mit Unsicherheiten behaftet. 
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5.1	 Gesamtentwicklung 

Die Zahl der Haushalte ist für die Prognose des zukünftigen Nachfragepotenzials nach Wohnungsneu-

bau die entscheidende Größe, da nur Haushalte Wohnungen nachfragen und nicht einzelne Personen, 

es sei denn, es handelt sich um Ein-Personen-Haushalte. Im Gegensatz zu den verfügbaren Bevölke-

rungs- und Wohnungsdaten auf Gemeindeebene werden Haushaltsdaten in der amtlichen Statistik 

kleinräumig nicht abgebildet. Für überregionale Betrachtungen stehen die Daten des Mikrozensus zur 

Verfügung, dabei handelt es sich um eine deutschlandweite amtliche 1-%-Stichprobe der Bevölkerung. 

Mittels des Mikrozensus ist beispielsweise auch eine Ausweisung der Haushaltsentwicklung nach Ge-

meindegrößenklassen möglich.

Korrespondierend mit dem Bevölkerungswachstum ist in Baden-Württemberg in der Vergangenheit 

auch die Zahl der Privathaushalte (Haushalte am Haupt- und Nebenwohnsitz) kontinuierlich gestiegen. 

Nach Ergebnissen der Mikrozensuserhebungen wurden im Jahr 2008 rund 237.000 Haushalte mehr regis-

triert als noch im Jahr 20005.  Das entspricht einem Wachstum von 5 %. Die Bevölkerung nahm im gleichen 

Zeitraum dagegen nur um gut 2 % zu. Die höhere Dynamik der Haushaltsentwicklung resultiert aus an-

haltenden Haushaltsverkleinerungsprozessen. Gründe der Haushaltsverkleinerung sind im Wesentlichen 

altersstrukturelle Veränderungen sowie veränderte Lebensformen, die u. a. mit einem Bedeutungsver-

lust von Familienhaushalten verbunden sind. Im Rahmen dieser Entwicklungen ist in Baden-Württem-

berg die durchschnittliche Haushaltsgröße von 2,23 Personen im Jahr 2000 auf 2,17 im Jahr 2008 zu-

rückge-gangen. Dabei war die Dynamik zur Haushaltsverkleinerung in den Regionen Heilbronn-Franken 

und Neckar-Alb stärker als in den Regionen Stuttgart oder Nordschwarzwald. Im Bundeslandvergleich 

erfolgte die Haushaltsver-kleinerung in Baden-Württemberg bisher sehr moderat. Ende der 1990er Jah-

re konnten im Durchschnitt sogar leichte Haushaltsvergrößerungen registriert werden (Abb. 13).

Bedingt durch den demographischen Wandel sowie durch die Umsetzung individueller Lebenskon-

zepte ist mit einer weiteren Verringerung der durchschnittlichen Haushaltsgröße zu rechnen. Progno-

sen des IÖR ergeben, dass die Haushaltsgröße von 2,17 Personen je Haushalt im Jahr 2008 voraussicht-

lich auf 2,07 Personen im Jahr 2025 sinken wird (Tab. 2) 6.  Tritt diese Entwicklung ein, wird die Zahl 

der Privathaushalte in Baden-Württemberg demnach auch bei einer leicht sinkenden Bevölkerungs-

zahl weiter zunehmen. Aus der Verkleinerung der durchschnittlichen Haushaltsgröße ergibt sich, dass 

bis zum Jahr 2025 gegenüber 2008 mit gut 178.000 zusätzlichen Haushalten am Hauptwohnsitz zu 

rechnen ist. Dies entspricht einem Haushaltswachstum von knapp 4 %, bei einem leichten Rückgang 

der Einwohnerzahl um 1 %. Diese Entwicklung setzt jedoch voraus, dass den Haushalten – z. B. für 

Haushaltsneugründungen – auch ein entsprechendes Wohnungsangebot zur Verfügung steht. In den 

weiteren Berechnungen werden außerdem noch die Haushalte am Nebenwohnsitz berücksichtigt.

5 Haushaltsentwicklung

5 	 Zu berücksichtigen ist hierbei, dass im Jahr 2005 das Erhebungssystem des Mikrozensus von einer Wochenerhebung im Frühjahr eines 	
	 jeden Jahres auf eine Erhebung über den gesamten Jahreszeitraum geändert wurde. Durch diese und weitere methodische Änderungen 	
	 treten in den Jahren 2005 und 2006 deutschlandweit Unregelmäßigkeiten in Haushaltsgröße und -anzahl auf. Ab 2007 scheinen die 	
	 Schwankungen aufgrund der methodischen Umstellung nivelliert zu sein.

6 	 Bei den Annahmen zur Haushaltsbildung wurden die spezifischen Besonderheiten von Baden-Württemberg gegenüber den anderen 	
	 westlichen Bundesländern berücksichtigt. Die Berechnungen erfolgten für Personen am Hauptwohnort.
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Abb. 13:		Entwicklung der Privathaushalte in Baden-Württemberg 1995 bis 2008

Tab. 2:	 Prognose der Bevölkerung, durchschnittliche Haushaltsgröße und Haushalte in 

	 Baden-Württemberg 2008 bis 2025

	 2008	 2010	 2013	 2015	 2018	 2020	 2023	 2025

Bevölkerung, in Mio. 	 10,760	 10,765	 10,763	 10,754	 10,731	 10,710	 10,667	 10,631

Haushalte insgesamt 	
4,964	 4,996	 5,037	 5,064	 5,093	 5,104	 5,125	 5,142

in Mio.

Durchschn. Haus-	
2,17	 2,15	 2,14	 2,12	 2,11	 2,10	 2,08	 2,07

haltsgröße

Quelle: eigene Berechnungen, Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, regionalisierte Bevölkerungsvoraus-

rechnung mit Basisjahr 2005, Mikrozensus 1995 bis 2006, GfK Geomarketing GmbH, 2007
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5.2	 Entwicklung nach Haushaltstypen 

Um die Prognose der Wohnungsnachfrageentwicklung über normative Ansätze hinausgehen zu las-

sen, ist es notwendig, die Haushalte in Gruppen einzuteilen. Diese sollten sich hinsichtlich ihrer Wohn-

wünsche unterscheiden. Zum Beispiel leben ältere Haushalte und größere Familien im Allgemeinen 

viel häufiger im Wohneigentum als jüngere Haushalte. Für die Wohnungsnachfrageprognose müssen 

die Nachfragergruppen sowohl relativ einfach und plausibel generierbar als auch regional differen-

zierbar sein. Derartige Haushaltsgruppen, die sich aus der regionalen Haushaltsprognose ableiten las-

sen und zudem unterschiedliche Wohnwünsche und unterschiedliches Wohnverhalten symbolisieren, 

sind die folgenden drei Haushaltstypen:

•	 Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre

	 (alle Haushaltsmitglieder jünger als 45 Jahre)

•	 Familienhaushalte

	 (Haushalte mit drei oder mehr Personen)

•	 Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter

	 (ein Haushaltsmitglied mindestens 45 Jahre). 

Zu dem Haushaltstyp „Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre“ gehören alle Single-Haushalte 

unter 45 Jahren sowie Zwei-Personen-Haushalte. In diesen Haushalten sind alle Haushaltsmitglieder jün-

ger als 45 Jahre. Die Altersgrenze von 45 Jahren symbolisiert dabei die Lebenssituation, in der ein even-

tueller Kinderwunsch und die damit verbundene Familienerweiterung abgeschlossen sind. 

Die Gruppe der „Familienhaushalte“ kennzeichnet alle Haushalte, in denen drei oder mehr Personen 

zusammen leben. Es ist dabei für diesen Haushaltstyp nicht von Bedeutung, wie alt die Haushaltsmit-

glieder sind. Aufgrund der höheren Personenzahl werden diese Haushalte in der Regel größere Woh-

nungen als der Haushaltstyp „Jüngere Ein- und Zwei-Personen-Haushalte“ nachfragen.

Die „Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter“ stehen für die Wohnwünsche von Single- 

oder Double-Haushalten, die zum Beispiel kinderlos geblieben sind, und mit zunehmendem Lebensal-

ter ihre Wohnwünsche nicht mehr so oft ändern. Zum anderen zählen zu dieser Haushaltsgruppe auch 

Ehepaare, die vor einigen Jahren noch mit ihren Kindern zusammenlebten und sich nun nach dem 

Auszug ihrer erwachsenen Kinder bezüglich ihrer Wohnwünsche neu orientieren, beziehungsweise in 

ihrer Wohnung weiter wohnen bleiben. In diesen Haushalten leben Erwachsene, die ihre Familienpla-

nung abgeschlossen haben und ein Haushaltsmitglied mindestens 45 Jahre alt ist.

Die Veränderungen der Altersstruktur der Bevölkerung werden sich neben der Haushaltsbildung ins-

besondere auf die Haushaltsstrukturen auswirken. Die größten Haushaltszuwächse mit rund 378.000 

Haushalten sind von 2008 bis 2025 bei den Ein- und Zwei-Personen-Haushalten 45 Jahre und älter 

zu erwarten. Die zukünftigen Bevölkerungsstrukturen, die sich durch die Bevölkerungsprognose des 

Statistischen Landesamtes ergeben, haben auch Auswirkungen auf die Entwicklung der Familienhaus-

halte und der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre. Diese werden im Gegensatz zu den 
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Älteren Ein- und Zwei-Personen-Haushalten abnehmen, und das deutlich stärker als in der im Jahr 

2005 erstellten IÖR-Prognose. So wird die Zahl der Familienhaushalte im Prognosezeitraum bis 2025 

um gut 110.000 Haushalte abnehmen. Auch die Zahl der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 

Jahre wird bis 2025 um 91.000 Haushalte zurückgehen (Tab. 3 sowie Abb. 14).

Tab. 3:	 Entwicklung der Haushaltstypen in Baden-Württemberg 2008 bis 2025

Haushaltstypen	 2008	 2015	 2020	 2025	 

       Veränderung 2008 bis 2025

					     absolut		  relativ

Ein- u. Zwei-Pers.-	
1.246.823	 1.166.172	 1.157.891	 1.155.605	 -91.218		  -7,3 %Haushalte jünger 

45 Jahre

Familienhaushalte	 1.455.281	 1.414.618	 1.385.008	 1.345.624	 -109.657		  -7,5 %

Ein- u. Zwei-Pers.-	
2.262.098	 2.482.824	 2.561.180	 2.640.576	 +378.478		  +16,7 %Haushalte 45 Jahre 

und älter

Haushalte insgesamt	 4.964.201	 5.063.641	 5.104.080	 5.141.805	 +177.603		  +3,6 %

	

	 Quelle: eigene Berechnungen, Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2008, Mikrozensus 1998 bis 2006, 	

	 GfK Geomarketing GmbH, 2007

Abb. 14:	Entwicklung der Haushaltstypen in Baden-Württemberg 2008 bis 2025
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5.3	 Regionale Haushaltsentwicklung 

Das stärkste Haushaltswachstum ist im Zeitraum 2008 bis 2025 mit knapp 9 % im Landkreis Heilbronn 

zu erwarten. Mit gut 8 % Wachstum folgt der Landkreis Biberach. Im Landkreis Breisgau-Hochschwarz-

wald werden nach den Annahmen bis 2025 gegenüber 2008 knapp 7 % mehr Haushalte prognosti-

ziert. Dieser Landkreis wird von der räumlichen Nähe zum Stadtkreis Freiburg im Breisgau mit einem 

Haushaltswachstum von 7 % profitieren. Weitere regionale Schwerpunkte des Haushaltswachstums 

bilden der Landkreis Schwäbisch Hall sowie der Landkreis Emmendingen mit einem Wachstum von 

über 6 % (Abb. 15). Insgesamt 24 aller Stadt- und Landkreise werden bis 2025 ein Haushaltswachstum 

verzeichnen, welches über dem Landesdurchschnitt liegen wird. 

Auf der anderen Seite wird es aufgrund der Bevölkerungs- und Altersstrukturentwicklungen in eini-

gen Kreisen bis 2025 zu Haushaltsrückgängen kommen. So werden in den Stadtkreisen Stuttgart und 

Mannheim sowie im Landkreis Heidenheim im Zeitraum 2008 bis 2025 Haushaltsrückgänge von knapp 

1 % erwartet. Der Stadtkreis Pforzheim und der Zollernalbkreis können mit einer ausgeglichenen 

Haushaltsentwicklung rechnen. 

Von den 479 Gemeinden und Gemeindeclustern ist in 64 mit rückläufigen Haushaltszahlen zu rech-

nen. Die stärksten Verluste wird es nach den Berechnungen des IÖR in den Gemeinden Albstadt (Zol-

lernalbkreis), Waldbronn (Landkreis Karlsruhe) und Oftersheim (Rhein-Neckar-Kreis) geben. Diese 

werden zwischen 5 % und 6 % erwartet. In allen weiteren Gemeinden und Gemeindeclustern wird 

dagegen die Zahl der Privathaushalte ansteigen. Die größten Haushaltszuwächse sind mit 18 % bis 

19 % in den Gemeinden Bad Friedrichshall und Eppingen im Landkreis Heilbronn zu erwarten.

Differenzierter sieht die Entwicklung nach den drei Haushaltstypen aus. So wird zwischen 2008 und 

2025 in Baden-Württemberg die Zahl der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre um rund 

7 % sinken. Dieser Trend wird aufgrund der bereits existierenden Altersstruktur der Bevölkerung mit-

telfristig nicht mehr umkehrbar sein. Selbst eine hohe Zuwanderung junger Menschen sowie eine 

kurzfristig realisierte hohe Geburtenrate würde den Trend nur geringfügig verändern können, da 

nun auch die geburtenstarken Jahrgänge der 1960er Jahre zusehends die Altersgrenze von 45 Jah-

ren überschreiten werden. Danach sind die Jahrgänge aufgrund des Geburtenrückgangs ab Ende der 

1960er Jahre wesentlich schwächer besetzt. Auch das Verhalten der erwachsenen Kinder, die bei ange-

spannten Wohnungsmarktverhältnissen teilweise noch relativ lange bei ihren Eltern wohnen, bevor 

sie ihren eigenen Haushalt gründen, trägt zu dieser Entwicklung bei.
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Abb. 15: Haushaltsentwicklung in Baden-Württemberg 2008 bis 2025
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Dennoch unterscheiden sich die Entwicklungstrends auf der regionalen Ebene in ihrer Intensität deut-

lich. So wird der Stadtkreis Ulm in der Gruppe der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre 

mit unter 3 % den geringsten Rückgang zu verzeichnen haben. Korrespondierend mit den altersstruk-

turellen Veränderungen in der jüngeren Bevölkerung werden in den nördlichen Kreisen Baden-Württ-

embergs, so im Main-Tauber-Kreis und im Rhein-Neckar-Kreis mit mehr als 8 % stärkere Verluste in 

der Gruppe der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre zu erwarten sein. Gleichermaßen 

verhält es sich mit den Landkreisen Böblingen, Esslingen, Tübingen, Reutlingen, Zollernalbkreis und 

Sigmaringen in der Mitte des Landes und den im Süden gelegenen Landkreis Heidenheim. Auch einige 

Stadtkreise, wie Heidelberg, Heilbronn und Mannheim werden aufgrund von Bevölkerungsrückgän-

gen insbesondere in den jüngeren Altersgruppen mit höheren Rückgängen in der Haushaltsgruppe 

der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre rechnen müssen (Abb. 16). Auf der Gemein-

deebene differenziert sich das beschriebene Bild weiter aus. So wird es voraussichtlich in nur einem 

Prozent der Gemeinden und Gemeindecluster Baden-Württembergs auch bis 2025 noch eine positive 

Entwicklung der Zahl der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre geben. 

Die Zahl der Familienhaushalte (Haushalte mit drei oder mehr Personen) wird in Baden-Württem-

berg durch die Geburtenraten unterhalb des erforderlichen Erhaltungsniveaus, der Annahme eines 

geringeren Zuwanderungspotenzials in der Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes und 

durch die veränderten Lebensweisen der jüngeren Generation zurückgehen. Der Rückgang im Zeit-

raum 2008 bis 2025 beträgt für das Land knapp 8 %. Insgesamt wird in allen 44 Stadt- und Landkreisen 

eine Abnahme der Familienhaushalte erwartet. Dabei werden die Stadtkreise Ulm und Baden-Baden 

sowie die Landkreise Konstanz und Breisgau-Hochschwarzwald mit unter 6 % die geringsten Haus-

haltsrückgänge in dieser Gruppe verzeichnen können. Mit mehr als 10 % Haushaltsrückgängen bei den 

Familienhaushalten müssen die Stadtkreise Heidelberg, Mannheim und Freiburg im Breisgau sowie die 

Landkreise Heidenheim, Sigmaringen, Reutlingen, Tübingen, Böblingen, der Zollernalbkreis und der 

Main-Tauber-Kreis rechnen (Abb. 17). In nur etwa 1 % der Gemeinden und Gemeindecluster Baden-

Württembergs wird die Zahl der Haushalte mit drei und mehr Personen weiter leicht steigen. In den 

übrigen Gemeinden nimmt die Zahl der klassischen Familienhaushalte ab.
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Abb. 16: Entwicklung der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre 

	 in Baden-Württemberg 2008 bis 2025
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Abb. 17: Entwicklung der Familienhaushalte in Baden-Württemberg 2008 bis 2025
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Die Zahl der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter wird in Baden-Württemberg zwi-

schen 2008 und 2025 um rund 378.000 Haushalte zunehmen. Das entspricht einem Wachstum der 

Haushaltsgruppe von gut 17 %. Die Landkreise Heilbronn und Biberach weisen in dieser Haushalts-

gruppe mit mehr als 25 % ein überdurchschnittlich starkes Wachstum auf. Deutliche Zugewinne wer-

den auch in den Landkreisen Freudenstadt und Tübingen, den Stadtkreisen Heidelberg und Freiburg 

im Breisgau sowie in den Regionen Bodensee-Oberschwaben, Südlicher Oberrhein und Donau-Iller 

prognostiziert. Eine insgesamt schwächere Veränderung mit bis zu 10 % Haushaltszuwächsen in die-

ser Gruppe ist im Stadtkreis Stuttgart sowie im Landkreis Heidenheim zu erkennen (Abb. 18). Das im 

Stadtkreis Heidelberg höher als in den anderen Stadtkreisen ausfallende relative Wachstum hängt von 

einer stärkeren Abnahme der jüngeren Altersgruppen bis 45 Jahre ab, die sich durch die Annahmen 

in der neuen Bevölkerungsprognose ergeben. In fast allen Gemeinden und Gemeindeclustern ist auch 

unter den veränderten Annahmen hinsichtlich der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung mit einer 

Zunahme der Zahl der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter zu rechnen. Dabei gibt 

es entsprechend der regionalen Altersstruktur jedoch eine große regionale Spannweite, die sich auch 

gegenüber der im Jahr 2005 erstellten IÖR-Prognose verbreitert hat. Diese liegt zwischen einer leicht 

rückläufigen Haushaltsentwicklung von knapp 2 % in Waldbronn und knapp 50 % Wachstum in Bad 

Friedrichshall.
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Abb. 18: Entwicklung der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter 

	 in Baden-Württemberg 2008 bis 2025 
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Exkurs: Ältere Haushalte

Wie hoch ist der Anteil älterer Haushalte in Baden-Württemberg, die auf ein Mindestangebot an altengerechten 

oder seniorenfreundlichen Wohnungen angewiesen sind? Nach Berechnungen des IÖR 7 lebten im Jahr 2008 in 

Baden-Württemberg in ca. 1,8 Mio. Haushalten mindestens ein Haushaltsmitglied, das 60 Jahre oder älter war. Der 

Anteil an allen Haushalten betrug 36 %. Baden-Württemberg liegt mit diesem Anteil etwa im Bundesdurchschnitt 

(vgl. Oertel, Banse 2008). Bis zum Jahr 2025 wird die Anzahl älterer „Haushalte 60+“ voraussichtlich auf ca. 2,3 Mio. 

Haushalte steigen. Dies entspricht einem Zuwachs von ca. 500.000 Haushalten bzw. von knapp 28 %. 2025 werden 

demnach in ca. 44 % der Haushalte Personen ab einem Alter von 60 Jahren leben. Auch bei den Haushalten mit Per-

sonen ab 75 Jahren wird es einen erheblichen Anstieg geben: Im Jahr 2008 lebten in ca. 0,7 Mio. Haushalten (14 %) 

mindestens eine Person im Alter 75+. Nach Berechnungen des IÖR ist für 2025 eine Anzahl von 0,9 Mio. „Haushalten 

75+“ zu erwarten. Dies entspräche dann einem Anteil von 18 % der Haushalte und einem Anstieg von 35 %.

In Abb. 19 ist der Anteil der älteren Haushalte 60+ nach Regionen für die Jahre 2008 und 2025 dargestellt. Es zeigt 

sich, dass nach den Angaben des Mikrozensus ältere Haushalte in den Regionen Schwarzwald-Baar-Heuberg und 

Nordschwarzwald bereits heute ca. 40 % an allen Haushalten ausmachen. Die meisten Regionen verzeichnen einen 

durchschnittlichen Anteil von 36 % an älteren Haushalten. Bis zum Jahr 2025 wird der Anteil älterer Haushalte in 

allen Regionen Baden-Württembergs deutlich zunehmen (durchschnittlich um 8 Prozentpunkte). Da in allen Regi-

onen ähnlich hohe Zuwächse zu erwarten sind, bleibt die Reihenfolge der Regionen hinsichtlich des Anteils älterer 

Haushalte auch 2025 weitestgehend bestehen.

Abb. 19: 	Anteil älterer Haushalte 60+ in den Regionen Baden-Württembergs 2008 und 2025

7 	 Es handelt sich um ein auf die regionalisierte IÖR-Haushaltsprognose aufbauendes Quoten-Verfahren zur Abschätzung der Entwicklung 	
	 älterer Haushalte. Empirische Grundlage sind Haushaltsstrukturdaten aus dem Mikrozensus sowie die Veränderung der Altersstrukturen 	
	 in den Regionen. Die Quoten im Ausgangsjahr wurden mit den Regionswerten des Mikrozensus abgeglichen.
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8 	 Eine repräsentative Befragung von älteren Haushalten in Dresden ergab, dass im Jahr 2007 ca. 2 % der älteren Haushalte 60+ in alten-	
	 gerechten Wohnungen lebten. Weitere 15 % wohnten in „seniorenfreundlichen“ Wohnungen, die eine etwas geringere Barrierefrei-	
	 heit aufwiesen (Banse, Möbius, Deilmann 2008).

Bei der Interpretation dieser Entwicklungen ist allerdings zu berücksichtigen, dass bei weitem nicht alle älteren 

Haushalte auch altengerechte Wohnungen benötigen. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass sich 

Personen im Alter von 60 Jahren und älter zunehmend Gedanken zum altengerechten bzw. seniorenfreund-

lichen Umbau der Wohnung oder eines Umzuges in eine altengerechte/ seniorenfreundliche Wohnung machen 

und früher oder später in dieser Hinsicht aktiv werden. Befragungsergebnisse belegen, dass eine altengerechte 

Wohnungs- und Gebäudeausstattung wesentlich zu einer hohen Wohnzufriedenheit und damit Lebensquali-

tät im Alter beiträgt (vgl. Banse, Möbius, Deilmann 2008). Schätzungen zufolge, sind allerdings nur etwa ein 

Prozent der Wohnungen in Deutschland altengerecht (BFW 2007) 8.  Der Wohnungsbestand bedarf deshalb 

zunehmend eines alternsgerechten Umbaus sowie einem stärker auf die Nachfragergruppe ältere Haushalte 

ausgerichteten (Ersatz)Neubaus.
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In Nachfrageprognosen wird der Begriff Nachfrager in einem erweiterten Sinne verstanden. Jeder 

Haushalt gilt als ein nachfragender Haushalt, weil er durch die Nutzung seiner derzeit bewohnten 

Wohnung diese solange weiter nachfragt, bis er durch Änderung seines Wohnwunsches am Woh-

nungsmarkt wieder aktiv wird, indem er in eine andere Mietwohnung umzieht oder durch Erwerb von 

Wohneigentum seine Wohnwünsche befriedigt.

Aus dem prognostizierten Haushaltswachstum ergibt sich die Notwendigkeit, die künftig zusätzlich 

in Baden-Württemberg lebenden Haushalte mit Wohnraum zu versorgen. Eine rein quantitative Be-

trachtung reicht jedoch in der heutigen Zeit allein nicht mehr aus, um die Herausforderungen auf 

dem Wohnungsmarkt zu bewältigen. Die Wohnungslandschaft muss nachfragegerecht und mit einer 

Vielfalt von Wohnformen gestaltet werden. So werden neben den jährlich zu erwartenden Haus-

haltsneugründungen auch viele der bereits in Baden-Württemberg lebenden Haushalte ihre Wohn-

bedingungen verbessern und über den Erwerb eines Eigenheimes oder einer Eigentumswohnung ihre 

aktuellen Wohnwünsche befriedigen. Diese Art der Wohnungsnachfrage ist insbesondere durch qua-

litative Wohnansprüche geprägt. Durch den Umzug verlässt dieser Haushalt seine bisher bewohnte 

Wohnung, die dann am Markt als zusätzliches Wohnungsangebot zur Verfügung steht. Wie hoch der 

Anteil der qualitativen Nachfragewünsche einzuschätzen ist, hängt von der Struktur, dem Alter und 

der Kaufkraft der Haushalte ab. In der Prognose sind vor allem jene Wohnwünsche von Bedeutung, 

die mit dem Erwerb von Wohneigentum oder einem Umzug in eine andere Gemeinde verbunden sind. 

Gegenstand dieser Nachfrageprognose sind ebenfalls alle Wohnungswechsel in einen anderen Gebäu-

detyp oder zum Beispiel in eine Neubauwohnung. Wohnwünsche zur Änderung der Wohnungsgröße 

oder Wohnlage sind flächendeckend nicht erfasst und können daher nicht berücksichtigt werden.

6.1	 Wohnungsneubedarf 

Der bis 2025 prognostizierte Wohnungsneubedarf leitet sich aus der Prognose ab, die auf der Bevöl-

kerungsentwicklung und der Vorausschätzung der Haushaltsentwicklung basiert. Aufgrund der Haus-

haltszuwächse entsteht in Baden-Württemberg bis zum Jahr 2025 somit ein Wohnungsneubedarf für 

rund 181.000 zusätzliche Privathaushalte (Haushalte am Haupt- und Nebenwohnsitz) (Tab. 4). Diese 

Zahl entspricht dem Mindestbedarf an Wohnungen, der notwendig ist, damit sich jeder neue Privat-

haushalt mit Wohnraum versorgen kann. Im Vergleich zum Jahreszeitraum 2008 bis 2015 wird der Woh-

nungsneubedarf im Zeitraum 2015 bis 2025 um mehr als 20 % zurückgehen. Dabei ist der erforderliche 

Ersatzbedarf für zu erwartende Wohnungsabgänge noch nicht berücksichtigt.

Tab. 4: 	Wohnungsneubedarf in Baden-Württemberg 2008 bis 2025

Wohnungsneubedarf	 2008 bis 2015	 2015 bis 2025	 2008 bis 2020	 2008 bis 2025	

Baden-Württemberg	 +101.505	 +79.823	 +142.820	 +181.328

Quelle: eigene Berechnungen, Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2008, GfK Geomarketing GmbH, 2007

6 Wohnungsnachfrageentwicklung



40

6.2	 Differenzierung der Wohnungsnachfrage 

Bei der Ermittlung der Wohnungsnachfrage werden zusätzlich zum Wohnungsneubedarf auch die in-

dividuellen Wohnwünsche der Haushalte berücksichtigt. Für die Prognose der Wohnungsnachfrage ist 

eine regionale Differenzierung bis auf Gemeindeebene notwendig, da für die Realisierung der Wohn-

wünsche meist nur einige Gemeinden in der näheren Umgebung des Arbeitsortes oder des bisherigen 

Wohnortes in Betracht kommen. 

Die differenzierte Beschreibung der Nachfrageentwicklung erfolgt über die Abbildung der unter-

schiedlichen Wohn- und Umzugswünsche der drei Haushaltstypen. Den mit dem Eigentumserwerb 

zusammenhängenden Wohnwünschen kommt eine besondere Bedeutung zu, da sie die größten Aus-

wirkungen auf die anderen Wohnungsteilmärkte sowie den zu erwarteten Wohnungsneubau haben. 

Als weiteres Kriterium wurde die Differenzierung nach dem Gebäudetyp bzw. der Wahl zwischen ei-

ner Wohnung in einem Ein- und Zwei- oder Mehrfamilienhaus einbezogen. Speziell beim Erwerb von 

Wohneigentum ist eine zusätzliche Unterscheidung zwischen einer Bestandsimmobilie oder einem 

neu zu bauenden Eigenheim beziehungsweise einer Eigentumswohnung möglich.

6.2.1	 Wohneigentumsbildung 

Nach Angaben des Mikrozensus hat sich im Zeitraum 1998 bis 2002 der Anteil der mit Wohneigen-

tum ausgestatteten Haushalte in Baden-Württemberg weiter erhöht. Während im Jahr 1998 die haus-

haltsbezogene Wohneigentümerquote noch mit 47,2 % ausgewiesen wurde, lag sie im Jahr 2002 bei 

48,4 %. In dieser Zeit haben 142.000 Haushalte Wohneigentum erworben. Im Jahr 2006 ging die 

Wohneigentümerquote leicht auf 48,2 % zurück. So bildeten im Zeitraum 2002 bis 2006 im Saldo rund 

41.000 Haushalte Wohneigentum. Der leichte Rückgang der Wohneigentümerquote resultiert daraus, 

dass im Zeitraum 2002 bis 2006 insgesamt nur 104.000 neue Eigentümerhaushalte hinzugekommen 

sind. Dagegen gab es zwischen 1998 und 2002 noch ein Plus von 184.000 zusätzlichen Haushalten. Die 

Zahl der Mieterhaushalte ist dagegen im jüngsten Betrachtungszeitraum um 63.000 Haushalte ange-

stiegen, das ist ein zusätzliches Plus von 20.000 Haushalten gegenüber dem Zeitraum 1998 bis 2002 9. 

Weitere Untersuchungen zur Wohneigentumsbildung von ausländischen Haushalten 10  in Baden-Würt-

temberg ergaben, dass die Wohneigentümerquote dieser Haushalte von rund 17 % im Jahr 1998 auf 

etwa 27 % im Jahr 2006 angestiegen ist. Angesichts der deutlich niedrigeren Wohneigentümerquote 

gegenüber der gesamten Wohneigentümerquote in Baden-Württemberg wird hierbei noch ein zu-

künftiges Potenzial sichtbar. Andererseits möchten auch nicht wenige der ausländischen Haushalte 

zur Miete wohnen. Für die größeren ausländischen Haushalte ist dabei das Angebot an benötigten 

9 	 Einige Anhaltspunkte deuten jedoch darauf hin, dass der leichte Rückgang der Eigentümerquote auch erhebungstechnische Gründe 	
	 durch die Umstellung des Mikrozensuserhebungsverfahrens im Jahr 2005 haben kann (siehe auch Punkt 5.1 Haushaltsentwicklung).

10 	Haushalte mit mindestens einem ausländischen Haushaltsmitglied.
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4- oder 5-Raumwohnungen in den Kommunen sehr begrenzt. Zumal erweisen sich diese aufgrund des 

geringen Angebots und der Einkommensverhältnisse der ausländischen Haushalte oft als zu teuer (vgl. 

Hinrichs 2007). Angesichts der angespannten Wohnungsmärkte, vor allem in den Ballungsgebieten, 

besteht auch hier weiterer Handlungsbedarf. Nach Angaben des Statistischen Landesamtes Baden-

Württemberg lebten Ende 2008 knapp 1,2 Mio. Ausländer in Baden-Württemberg, das ist ein Anteil 

von rund 12 % an der Gesamtbevölkerung. Unter den Flächenländern Deutschlands besitzt das Land 

im Südwesten damit den größten Anteil an ausländischer Bevölkerung.

Regionale und Siedlungsstrukturelle Unterschiede

Die Region Ostwürttemberg wies im Jahr 2006 mit 56,7 % die höchste Wohneigentümerquote inner-

halb der Regionen Baden-Württembergs auf. Auch in den Regionen Neckar-Alb, Schwarzwald-Baar-

Heuberg, Franken, Bodensee-Oberschwaben, Donau-Iller und Nordschwarzwald  lagen im Jahr 2006 

die Wohneigentümerquoten zwischen 52,4 % und 55,4 % und somit deutlich über dem Landesdurch-

schnitt von 48,2 %. Betrachtet man die Region Stuttgart nur auf der Ebene der Landkreise Ludwigs-

burg, Rems-Murr-Kreis, Böblingen, Esslingen und Göppingen, ohne den Stadtkreis Stuttgart selbst 

einzubeziehen, lag die Wohneigentümerquote auch hier mit 51,7 % im Jahr 2006 über Landesniveau. 

Die niedrigste Wohneigentümerquote besaß – ohne den Stadtkreis Stuttgart – mit 39,2 % die Region 

Unterer Neckar (Abb. 20).

Abb. 20:	Wohneigentümerquoten in den Regionen Baden-Württembergs 1998, 2002 und 2006
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Die Anzahl der Eigentümerhaushalte verteilt sich auf die einzelnen Gemeinden jedoch unterschiedlich. 

Der Anteil der Haushalte, die in den Jahren 1998, 2002 und 2006 im selbstgenutzten Wohneigentum 

lebten, ist in kleinen Gemeinden wesentlich höher als in Städten (Abb. 21). Den stärksten relativen 

Zuwachs an Wohneigentum gab es in den Gemeinden mit 50.000 bis 100.000 Einwohnern. In diesen 

Gemeinden stieg die Wohneigentümerquote im Zeitraum 1998 bis 2006 um gut 5 Prozentpunkte.

Auch in Stuttgart nahm die Wohneigentümerquote deutlich zu. Das ist ein interessanter Aspekt, da 

erfahrungsgemäß die Eigentumsbildung in Städten geringer ist als in ländlichen Regionen. Dabei war 

der Anteil der in Eigentumswohnungen lebenden Haushalte im Jahr 2006 fast doppelt so hoch wie 

jener in Eigenheimen. In kleinen Gemeinden wird das Bild vor allem durch Eigenheime geprägt. So lag 

im Jahr 2006 der Anteil der Eigentümerhaushalte mit rund 62 % weit über dem Landesdurchschnitt 

von 48 %. In diesen Gemeinden leben etwa 86 % der Eigentümerhaushalte in Eigenheimen und dem-

entsprechend nur 14 % in Eigentumswohnungen. Dieser Anteil hat sich in den letzten Jahren leicht 

zugunsten des Eigenheimsektors verschoben.

Abb. 21:	Wohneigentümerquoten nach Gemeindegrößen 1998, 2002 und 2006

Nachfragergruppen

Deutliche Unterschiede bezüglich des Wohnens im selbst genutzten Wohneigentum gibt es bei den 

einzelnen Nachfragergruppen. In der Gruppe der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte, in der alle Haus-

haltsmitglieder jünger als 45 Jahre alt sind, lebten im Jahr 2002 16 % im selbst genutzten Wohneigen-
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tum (Abb. 22). Zwischen 2002 und 2006 stieg die Wohneigentümerquote in dieser Gruppe auf 17,2 % 

an. Somit stellen unter den Wohneigentumserwerbern die Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 

45 Jahre im Vergleich der drei Nachfragergruppen die kleinste Gruppe dar. Ein Grund sind die finan-

ziellen Ressourcen. Die Bildung von Wohneigentum erfordert entsprechendes Eigenkapital, das viele 

in jungen Jahren noch nicht aufbringen können oder wollen. Insbesondere junge Singlehaushalte 

haben meist (noch) keinen Wunsch nach einer eigenen Immobilie. Der Lebensführung vieler junger 

Alleinlebender mag daher eher eine Mietwohnung entsprechen, die mehr Mobilitätsoptionen bietet 

(vgl. BBSR 2009b). Der Erwerb von Wohneigentum durch Erbfälle dürfte die Entwicklung aber positiv 

beeinflussen. Gegenwärtig wohnen die Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre zu gleichen 

Anteilen in Eigenheimen und in Eigentumswohnungen.

Abb. 22:	Wohneigentümerquoten der Nachfragergruppen 1998, 2002 und 2006

In der Nachfragergruppe der Familienhaushalte, zu denen alle Haushalte mit drei oder mehr Personen 

zählen, ist die Wohneigentümerquote mehr als drei Mal so hoch wie in der Gruppe der Ein- und Zwei-

Personen-Haushalte jünger 45 Jahre. Die Wohneigentümerquote stieg von 55 % im Jahr 1998 auf rund 

60 % im Jahr 2006 an. Der Anteil der in Eigenheimen wohnenden Eigentümer-Familienhaushalte lag 

2006 im Landesdurchschnitt bei 80 %. Die Zahlen sind ein Hinweis dafür, dass Familienhaushalte im 

Mietwohnungsbereich oftmals keine ihren Wohnbedürfnissen entsprechenden Angebote finden und 

ihre individuellen Vorstellungen daher bevorzugt im Wohneigentum realisieren (vgl. BBSR 2009b).
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In der Gruppe der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter stieg die Wohneigentümer-

quote von rund 55 % im Jahr 1998 um rund zwei Prozentpunkte auf gut 57 % im Jahr 2002 an. Im Jahr 

2006 lag die Quote bei rund 56 %. Auch hier gibt es Unterschiede zwischen den Eigentümerhaushalten 

in Eigenheimen und in Eigentumswohnungen. Während in Gemeinden mit weniger als 5.000 Einwoh-

nern im Jahr 2006 rund 85 % der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und älter in Eigenheimen 

lebte, so waren es in Städten zwischen 50.000 und 500.000 Einwohnern rund 50 %. Im Landesdurch-

schnitt lag der Anteil der in Eigenheimen lebenden Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre und 

älter bei 70 %.

Die höhere Eigentumsorientierung der Familienhaushalte und der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 

45 Jahre und älter bedeutet dabei nicht nur ein Stück Unabhängigkeit von einem Vermieter, sondern 

stellt auch eine wichtige Form der Altersvorsorge und des Vermögensaufbaus dar.

Erwartete Wohneigentumsbildung

Auch zukünftig werden die Zahl der Eigentümerhaushalte sowie die Wohneigentümerquote mit hoher 

Wahrscheinlichkeit weiter ansteigen. Das zeigen die Ergebnisse der Fortschreibung der regionalisier-

ten IÖR-Nachfrageprognose für Baden-Württemberg. Dabei errechnet sich die Eigentumsbildung des 

Landes über das Aggregat der Nachfrageentwicklung in den einzelnen Gemeinden und Gemeindeclu-

stern und den drei Nachfragergruppen. Der Hauptanstieg der Wohneigentümerquote wird zwischen 

2008 und 2015 erwartet und gut 2 Prozentpunkte betragen. Die später sich abschwächende Dynamik 

des Eigentumserwerbs wird insbesondere durch die sinkende Zahl der Familienhaushalte verursacht. 

So wird im Zeitraum von 2015 bis 2025 ein Anstieg von knapp einem Prozentpunkt erwartet 11.  

Bis 2025 ist insgesamt mit einer Zunahme von rund 247.000 Eigentümerhaushalten auf 2,7 Mio. 

Haushalte zu rechnen. In allen Stadt- und Landkreisen wird zwischen 2008 und 2015 die Bildung von 

Wohneigentum höher als im nachfolgenden Zeitraum 2015 bis 2025 ausfallen (Abb. 23 und Abb. 24). 

An dieser Entwicklung haben insbesondere die zu erwartenden altersstrukturellen Veränderungen 

der Bevölkerung sowie der Bedeutungsverlust der Familienhaushalte Anteil.

11 	Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise kann insbesondere durch einen Anstieg der Arbeitslosigkeit und durch die zeitweilige 
	 Stagnation/Verringerung der Arbeitseinkommen und weiterer Effekte zu einem vorübergehenden Zurückhalten der Nachfrager beim 	
	 Erwerb von Wohneigentum führen. Diese Effekte konnten jedoch aufgrund fehlender Daten nicht in die Prognoserechnungen einbe-	
	 zogen werden. 
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Abb. 23: Entwicklung der Eigentümerhaushalte in Baden-Württemberg 2008 bis 2015 
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Abb. 24: Entwicklung der Eigentümerhaushalte in Baden-Württemberg 2015 bis 2025
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Diese Entwicklungen vollziehen sich in der Region Stuttgart, in den Landkreisen Konstanz und Karlsru-

he sowie im Rhein-Neckar-Kreis und Ortenaukreis relativ deutlich. Das geringe zu erwartende Wachs-

tum der Zahl der Eigentümerhaushalte in den ländlichen Kreisen ist vor allem auf die überdurch-

schnittliche Alterung der Bevölkerung sowie den ohnehin schon hohen Anteil an Wohneigentum im 

ländlich geprägten Siedlungsraum zurückzuführen.

Im Prognosezeitraum 2008 bis 2025 ist der stärkste absolute Zuwachs mit rund 205.000 Eigentümer-

haushalten bei den Ein- und Zwei-Personen-Haushalten 45 Jahre und älter zu rechnen. Bei den Famili-

enhaushalten wird ein Zuwachs von knapp 44.000 Eigentümerhaushalten erwartet. Der hohe Zuwachs 

der Eigentümerhaushalte in der Nachfragergruppe der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte 45 Jahre 

und älter ist hauptsächlich auf die Alterung der Bevölkerung zurückzuführen. Ein Großteil dieser Ei-

gentümerhaushalte wird bereits in der früheren Familienphase Wohneigentum erworben haben und 

in diesem weiterhin wohnen bleiben. Die Gruppe der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 

Jahre wird 2025 rund 2.000 Eigentümerhaushalte weniger als 2008 zählen.

Wenn die prognostizierte Wohneigentumsbildung der baden-württembergischen Haushalte so ein-

tritt, wird das auch Auswirkungen auf den Mietwohnungsmarkt haben. Der Trend zu gegenläufigen 

Entwicklungen in den beiden Wohnungsteilmärkten wird sich zukünftig auch weiter fortsetzen. Ins-

gesamt wird zwischen 2008 und 2025 ein Rückgang der Mieterhaushalte von rund 69.000 Haushalten 

erwartet (-3 %). Besonders stark wird der Rückgang die zur Miete wohnenden Familienhaushalte be-

treffen. Diese Nachfragergruppe wird sich um rund 30 % verringern. Auch in der Gruppe der Ein- und 

Zwei-Personen-Haushalte jünger 45 Jahre wird bis 2025 ein Rückgang von 9 % bei den Mieterhaushal-

ten erwartet. 

Kaufkraft

Für die Realisierung der Wohneigentumswünsche verfügen die baden-württembergischen Haushalte 

mit einer überdurchschnittlichen Kaufkraft über sehr gute Voraussetzungen (Abb. 25). So stand den 

Haushalten in Baden-Württemberg 2008 durchschnittlich eine um 12 % höhere Kaufkraft als dem 

Durchschnittshaushalt der Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung. Gegenüber 2005 ist die Kauf-

kraft somit um mehr als 1 Prozentpunkt angestiegen.

Im Umland der Stadtkreise Stuttgart und Pforzheim sieht die ökonomische Situation noch etwas besser 

aus, da hier die Kaufkraft noch weitere 10 % über dem baden-württembergischen Durchschnittswert 

liegt. Hier kann somit weiterhin mit einer regen Nachfrage nach Wohneigentum gerechnet werden. 

Dagegen weisen die Stadtkreise Freiburg, Mannheim, Heidelberg und Karlsruhe eine um 10 % nied-

rigere Kaufkraft als der Landes-durchschnitt aus, was u. a. auf einen höheren Anteil von Studenten 

zurückzuführen ist.
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Abb. 25: Kaufkraft pro Haushalt in Baden-Württemberg 2008 
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6.2.2	 Prognose der Wohnungsnachfrage 

Bei der Ermittlung der Wohnungsnachfrage werden zusätzlich zum Wohnungsneubedarf auch die 

inFür die Bestimmung des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau reicht eine alleinige Diffe-

renzierung der Haushalte nach Eigentümer- und Mieterhaushalten nicht aus. Damit ein regionaler 

Marktabgleich zwischen der Wohnungsnachfrage- und der Wohnungsangebotsentwicklung möglich 

ist, muss nachvollziehbar sein, in welcher Gemeinde welche Wohnungsnachfrage entsteht und ob sich 

die Eigentumsnachfrage auf ein Eigenheim oder eine Eigentumswohnung bezieht. Außerdem interes-

siert, ob der Eigentumserwerb einer Bestands- oder Neuimmobilie angestrebt wird. Hierzu sind Un-

tersuchungen des früheren Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR 2002) eingeflossen. 

Der modellhaften Nachbildung dieser spezifischen Wohnpräferenzen der Haushalte liegen weitere 

Detailanalysen aus dem Mikrozensus zum Wohnverhalten der drei Nachfragergruppen in den unter-

schiedlichen Gemeindegrößen zu Grunde.

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Nachfrageprognose für das Land Baden-Württemberg dar-

gestellt. Die Berechnungen erfolgten kleinräumig für die einzelnen Gemeinden bzw. Gemeindecluster 

und wurden zur Erhöhung der Sicherheit wieder auf Kreis- bzw. Landesebene aggregiert. Im Betrach-

tungszeitraum von 2008 bis 2025 wird ein Nachfragezuwachs von insgesamt 310.000 Wohnungen zu 

erwarten sein. Der überwiegende Teil dieser Nachfrage (57 %) wird durch den zu erwartenden Haus-

haltezuwachs von ca. 178.000 Haushalten am Hauptwohnsitz hervorgerufen. Die restlichen 132.000 

Wohnungsnachfragen werden durch die spezifischen Wohnwünsche der bereits quantitativ mit Wohn-

raum versorgten Haushalte verursacht. Dazu zählen insbesondere Wohnwünsche zum Erwerb von 

Wohneigentum und Wohnungswechsel der Haushalte, die sich zukünftig mit einer Wohnung in einer 

anderen Gemeinde versorgen möchten. Ein Teil der Nachfragewünsche wird davon im Wohnungs-

bestand befriedigt werden (ca. 34.000), während mehr als doppelt so viele Haushalte voraussichtlich 

Wohnungsneubau auslösen werden (ca. 100.000; vgl. Kap. 8: Entwicklung des Nachfragepotenzials 

nach Wohnungsneubau).

Wohnungswechsel innerhalb der Gemeinde und innerhalb des gleichen Wohnungsteilmarktes bleiben 

in dieser Prognose außer Betrachtung, da sie für die regionalisierte Nachfrageprognose nach Woh-

nungsneubau nicht relevant sind. Hierzu zählen zum Beispiel Wohnungswechsel zwischen Mietwoh-

nungen verschiedener Wohnungsgrößen innerhalb der gleichen Gemeinde.

Der größte Anteil der zu erwartenden Wohnungsnachfrage wird sich auch in der aktuellen Prognose 

mit knapp 178.000 (58 %) auf die selbstgenutzten Eigenheime konzentrieren. Mehr als die Hälfte da-

von ist an einer Bestandsimmobilie interessiert. Weitere 78.000 (25 %) der Nachfragen werden sich auf 

selbstgenutzte Eigentumswohnungen beziehen. Auch hier werden sich mehr als die Hälfte (53 %) der 

nachfragenden Haushalte eine Eigentumswohnung im Bestand wünschen. Auf den Marktsektor der 

Mietwohnungen werden gut 54.000 Nachfragen erwartet, das entspricht rund 17 % an der Gesamt-

nachfrage (Abb. 26).
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Abb. 26:	Wohnungsnachfrage nach Teilmärkten in Baden-Württemberg 2008 bis 2025 

Wie in der nachfolgenden Abb. 27 ersichtlich, wird es in Baden-Württemberg bis 2025 starke Unter-

schiede in der regionalen Dynamik geben. Bezogen auf die Haushalte reicht dabei das Spektrum von 

knapp 2 % im Stadtkreis Pforzheim bis knapp 11 % im Stadtkreis Baden-Baden. Der Landesdurch-

schnitt liegt bei ca. 6 % Nachfragezuwachs.

Nachfrage insgesamt:
310.000 Wohnungen
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Abb. 27: Wohnungsnachfrage 2008 bis 2025 unter Berücksichtigung der Wohnungswünsche 
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Zwei Drittel aller Wohnungsnachfragen (208.000) werden sich auf Wohnungen in Ein- und Zweifa-

milienhäusern beziehen. Mit rund 102.000 werden etwa halb so viele Nachfragen auf Wohnungen 

in Mehrfamilienhäusern ausgerichtet sein. Die weitere Differenzierung nach Siedlungsstrukturtypen 

zeigt, dass die Nachfrage nach Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern in den ländlichen Krei-

sen mit ca. 73 % erwartungsgemäß am höchsten ist. Danach folgen die verdichteten Kreise sowie die 

Kernstädte. Im Vergleich zur Prognose von 2005 hat sich der relative Anteil der Nachfragen nach Woh-

nungen in Mehrfamilienhäusern in den Siedlungsstrukturtypen u. a. bedingt durch die Veränderung 

der Haushaltsstrukturen erhöht. Durch die erwarteten kleinräumigen Bevölkerungs- und Haushalts-

entwicklungen wird sich die Dynamik der Wohnungsnachfrage insgesamt stärker auf die verdichteten 

Kreise konzentrieren (Tab. 5).

Tab. 5: 	Wohnungsnachfrage nach Wohnungsteilmärkten in Baden-Württemberg 2008 bis 2025

Wohnungsnachfrage

	        Ein- und Zweifamilienhäuser                  	Mehrfamilienhäuser

	 absolut		  relativ	 absolut		  relativ

Kernstädte	 17.000		  44 %	 22.000		  56 %

Verdichtete Kreise	 163.000		  70 %	 70.000		  30 %

Ländliche Kreise	 28.000		  73 %	 10.000		  27 %

Baden-Württemberg	 208.000		  67 %	 102.000		  33 %

Quelle: eigene Berechnungen, gerundet

Wird nur die Nachfrageentwicklung der Eigentümerhaushalte betrachtet, so werden auch hier Unter-

schiede zwischen den Siedlungsstrukturtypen deutlich: Dabei wird in den Kernstädten die Nachfrage 

nach Eigenheimen zukünftig weiterhin unter dem Landesdurchschnitt liegen und sich zu etwa glei-

chen Teilen auf Eigenheime und Eigentumswohnungen aufteilen. Es ist davon auszugehen, dass ein 

Großteil der in den Kernstädten entstehenden Nachfrage nach Eigenheimen nur im Umland der Städte 

realisiert werden kann. In den ländlichen Kreisen wird die Nachfrage nach Eigenheimen dagegen mit 

79 % weiterhin deutlich und in den verdichteten Kreisen mit 72 % knapp über dem Landesdurch-

schnitt liegen (Tab. 6). 

Da es im Prognosezeitraum auch einige peripher gelegene Gemeinden und Gemeindecluster mit einer 

leicht negativen Eigentümerhaushalteentwicklung gibt, deren Rückgang rechnerisch nicht durch das 

Wachstum in anderen Gemeinden ausgeglichen wird, erhöht sich die Wohneigentumsnachfrage um 

insgesamt 9.000 Nachfragen gegenüber einer reinen Haushaltebetrachtung (in Kap. 6.2.1 erwartete 

Eigentumsbildung).
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Tab. 6: 	Differenzierung der Wohneigentumsnachfrage nach Siedlungsstrukturen und 

	 Wohnungsteilmärkten in Baden-Württemberg 2008 bis 2025

Wohneigentums-      	        Ein- und Zweifamilienhäuser                  	 Mehrfamilienhäuser

nachfrage	 absolut		  relativ	 absolut		  relativ

Kernstädte	 17.000		  47 %	 19.000		  53 %

Verdichtete Kreise	 140.000		  72 %	 53.000		  28 %

Ländliche Kreise	 21.000		  79 %	 6.000		  21 %

Baden-Württemberg	 178.000		  70 %	 78.000		  30 %

Quelle: eigene Berechnungen, gerundet

Der größte Teil der Nachfragen der Mieterhaushalte lässt sich auf der kommunalen Ebene befriedigen 

und ist hinsichtlich der Prognose des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau nicht bedeutsam, 

so dass in diese Prognose nur jene Nachfragen der Mieterhaushalte einbezogen wurden, die für den 

zu ermittelnden Wohnungsneubau relevant werden könnten. So führt es nur in den Gemeinden, die 

steigende Mieterzahlen ausweisen, zu einer zu berücksichtigenden Nachfrage der Mieterhaushalte. 

Insgesamt wird erwartet, dass im Zeitraum 2008 bis 2025 rund 54.000 neue Mietwohnungen benötigt 

werden, wobei für den Zeitraum 2008 bis 2015 ein Wachstum von 22.000 Nachfragen erwartet wird.

Die Prognoseergebnisse zur Nachfrageentwicklung in Baden-Württemberg ermöglichen eine Aussa-

ge darüber, wie viele Wohnungsnachfrager am regionalen Wohnungsmarkt zukünftig aktiv werden. 

Dabei kann aus der prognostizierten Nachfrageentwicklung zu diesem Zeitpunkt jedoch noch nicht 

abgeleitet werden, wie viele Nachfrager ihre Wohnwünsche im vorhandenen regionalen Wohnung-

sangebot abdecken können und wie viele der Nachfragen nur durch Wohnungsneubau befriedigt 

werden können.
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Unter dem Begriff Wohnungsbestand wird die Gesamtheit aller vorhandenen Wohnungen verstan-

den, das Wohnungsangebot ist hingegen geringer, da leerstehende Wohnungen wegen Modernisie-

rung, geplantem Abriss oder aus Gründen der Umzugsmobilität dem Angebot nicht zur Verfügung 

stehen. Erst das verbleibende, tatsächlich nutzbare Wohnungsangebot kann der Nachfrage gegenü-

bergestellt werden, um daraus das zukünftige Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau zu ermit-

teln. Der Wohnungsbestand und das Wohnungsangebot sind dynamische Größen, die durch Zu- und 

Abgänge beeinflusst werden.

7.1	 Wohnungsbestandsentwicklung 

Zum Jahresende 2005 verfügte Baden-Württemberg über knapp 4,9 Mio. Wohnungen in Wohn- und 

Nichtwohngebäuden (Tab. 7). Ausgehend von einem Wohnungsbestand von rund 4 Mio. Wohnungen 

Anfang der 1990er Jahre ist der Wohnungsbestand kontinuierlich angestiegen. Seit Mitte der 1990er 

Jahre nahmen die Bestandszuwächse aufgrund einer geringeren Neubautätigkeit ab. Im Zeitraum 1990 

bis 1995 nahm der Wohnungsbestand noch um gut 11 % zu, von 1995 bis 2000 waren es noch etwa 7 % 

und von 2000 nur noch knapp 4 %. Zwischen 2005 und 2008 kamen weitere 86.000 Wohnungen zum 

Bestand hinzu, das entspricht einem durchschnittlichen jährlichen Zuwachs von rund 0,6 %.

Tab. 7: 	Wohnungsbestand in Wohn- und Nichtwohngebäuden in Baden-Württemberg 1990 bis 2008

Wohnungsbestand	 1990	 1995	 2000	 2005	 2008

Baden-Württemberg	 3.987.000	 4.403.000	 4.707.000	 4.877.000	 4.963.000

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2009

Im Jahr 2008 entfiel mit knapp 2,5 Mio. Wohnungen die Hälfte des Wohnungsbestandes in Baden-

Württemberg auf Ein- und Zweifamilienhäuser (Abb. 28). Seit 2001 ist der Anteil der Eigenheime wie-

der leicht angestiegen. Ursache dafür ist ein größerer Rückgang der Bautätigkeit im Mehrfamilienhaus-

bau.

7 Wohnungsbestands- und Wohnungsangebotsentwicklung
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Abb. 28: 	Wohnungsbestandsentwicklung in Baden-Württemberg 1995 bis 2008 

Der Anteil der Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern ist regional sehr unterschiedlich (Abb. 29). 

Er liegt zwischen 17 % im Stadtkreis Stuttgart und erreicht in einigen Gemeinden sogar 100 %. Auf 

Kreisebene haben die Stadtkreise aufgrund ihrer städtebaulichen Physiognomien die geringsten An-

teile. Die Spanne liegt hier zwischen 17 % in Stuttgart und 35 % im Stadtkreis Heilbronn. Bei den Land-

kreisen beträgt der Anteil zwischen 41 % im Landkreis Konstanz und 76 % im Neckar-Odenwald-Kreis. 

Der Landesdurchschnitt lag 2008 bei knapp 51 % und hat sich in den letzten Jahren nicht wesentlich 

erhöht. Gemessen am Landesdurchschnitt ist in den an Stuttgart angrenzenden Landkreisen der Anteil 

der Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern nicht so hoch wie in den meisten anderen Landkrei-

sen, wobei die direkt an die Stadt Stuttgart angrenzenden Gemeinden niedrigere Quoten als in den 

restlichen Gemeinden der angrenzenden Landkreise aufweisen.
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Abb. 29: Anteil der Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern am Gesamtwohnungsbestand 

	 in Baden-Württemberg 2008  
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Wurden 1995 noch rund 90.000 Wohnungen fertiggestellt, lag die Bautätigkeit 2000 bei 55.000 Woh-

nungen und ist bis zum Jahr 2007 auf rund 33.000 Fertigstellungen gesunken.12 Im Jahr 2008 lag die 

Zahl der Baufertigstellungen bei rund 27.600 Wohnungen (Abb. 30). Nach Aussage des Statistischen 

Landesamtes waren das so wenige wie noch nie seit Bestehen des Landes. Betroffen von Rückgängen 

waren gleichermaßen der Neubau und die Bautätigkeit im Bestand. Gegenüber den Jahren 2002 und 

2003 ist im Jahr 2004 die Anzahl der Baufertigstellungen wieder auf 38.000 Wohnungen leicht ange-

stiegen. Auch die Jahre 2005 und 2006 verblieben auf einem höheren Niveau als 2003. Im Jahr 2005 

ist eine der Ursachen in den Vorzieheffekten infolge des Wegfalls der Eigenheimzulage zum 1.1.2006 

zu sehen. In den Folgejahren ist dann auch ein deutlicher Einbruch bei den Fertigstellungszahlen im 

Ein- und Zweifamilienhausbereich zu verzeichnen. Nur noch rund 13.300 Ein- und Zweifamilienhäuser 

entstanden im Jahr 2008 neu. Das waren rund 23 % weniger als im Jahr davor und sogar 37 % weniger 

als im Jahr 2006. Dieser Effekt ist auch bei den Baugenehmigungen zu beobachten.

 

Abb. 30: 	Wohnungsbaufertigstellungen in Baden-Württemberg 1995 bis 2008  

Wurden 1995 noch über 80.000 Wohnungen genehmigt, lag die Zahl im Jahr 2000 bei knapp 44.000 

und ist bis zum Jahr 2008 auf 26.000 Genehmigungen gesunken (Abb. 31). Im Zeitraum 1995 bis 2008 

beträgt der Rückgang bei Baugenehmigungen 68 %. Im Jahr 2003 ist die Zahl der Baugenehmigungen 

aufgrund der Vorzieheffekte infolge von Änderungen bei der Eigenheimzulage angestiegen. In den 

12 	Zur Bewertung dieses Rückgangs sollte berücksichtigt werden, dass zur Reduzierung des hohen Wohnungsdefizits Anfang der 1990er 	
	 Jahre eine besonders hohe Baufertigstellung bis zur Mitte der 1990er Jahre notwendig war. Zuletzt wurden solche hohen Baufertig-
	 stellungszahlen Mitte der 1970er Jahre erreicht.
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nachfolgenden Jahren sind die Baugenehmigungen wieder gesunken und erreichten 2008 mit insge-

samt rund 26.000 Genehmigungen einen Negativrekord. Die Genehmigungen im Teilmarkt der Ein- und 

Zweifamilienhäuser weisen in Analogie zu den Baufertigstellungen eine sehr stark rückläufige Entwick-

lung auf. 2008 wurden nur noch knapp 12.600 Baugenehmigungen für Ein- und Zweifamilienhäuser 

erteilt. Das waren 36 % weniger als im Jahr 2006.

 

Abb. 31: Wohnungsbaugenehmigungen in Baden-Württemberg 1995 bis 2008 
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7.1.1	 Baualtersstruktur 

Die zukünftige Bestandsentwicklung wird neben der Neubautätigkeit auch durch die Baualtersstruk-

tur der Gebäude und die damit verbundenen Wohnungsabgänge geprägt. 22 % der im Jahr 2006 vor-

handenen Wohnungen wurde vor 1948 errichtet, die Hälfte aller Wohnungen befindet sich in Gebäu-

den der Baujahre 1949 bis 1978 und 28 % des Wohnungsbestandes wurde ab 1979 gebaut (Abb. 32). 

Abb. 32: Baualtersstruktur der Wohnungsbestände in Baden-Württemberg 1987 und 2006 

Gegenüber der Erfassung der Wohnungsbestände durch die Gebäude und Wohnungszählung (GWZ) im 

Jahr 1987 ist der Anteil der älteren Bestände bis 2006 deutlich gesunken. Dies ist im Wesentlichen dadurch 

bedingt, dass sich der Gesamtbestand um die seit 1988 errichteten Wohnungen erweitert hat und die re-

gelmäßigen Wohnungsabgänge vor allem Altbestände betreffen. Bautätigkeit und Wohnungsabgänge 

beeinflussen somit die Gebäude- und Baualtersstruktur erheblich und führen zu einer kontinuierlichen 

Erneuerung und Anpassung der Wohnungsbestände an die Nachfrageentwicklungen in den Regionen.

7.1.2	 Wohnungsabgang und Wohnungsersatzbedarf 

Der Wohnungsabgang als Einflussgröße der Entwicklung des Wohnungsbestandes und des zu pro-

gnostizierenden Wohnungsersatzbedarfs wird in der amtlichen Bautätigkeitsstatistik nur unvollstän-

dig erfasst, da nicht alle baulichen Veränderungen und Nutzungsänderungen gemeldet werden. Das 

betrifft insbesondere Wohnungsabgänge für die keine besondere Genehmigung des Bauamtes erfor-

derlich ist. Trotz Mängeln bei der Abgangsstatistik wurden die zu erwartenden zukünftigen Abgänge 

prognostiziert. Basis für die Annahmen der zu erwartenden zukünftigen Wohnungsabgänge war die 

vom IÖR im Jahr 2005 durchgeführte Expertenbefragung sowie die Delphi-Befragung zu den Woh-

nungsabgängen aus dem Jahr 2007, die zu einer Validierung der Expertenbefragung geführt hat. 

1987 2006

Baujahr
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Exkurs: Delphi-Befragung 2007 zu den Wohnungsabgängen

Aufgrund von Unsicherheiten hinsichtlich der Höhe der Wohnungsabgänge hat das IÖR im Jahr 2005 eine Ex-

pertenbefragung durchgeführt. Um ein hohes Maß an Prognosesicherheit zu erreichen wurden 55 Wohnungs-

marktexperten unterschiedlicher Fachbereiche um ihre Meinung gebeten. Beteiligt wurden Wissenschaftler, 

Praktiker, Bausparkassen, Fachverbände und Ämter. Die Höhe der Wohnungsabgänge wurde von den Experten 

für den Zeitraum 2004 bis 2010 mit 0,34 % und nach 2010 mit 0,44 % eingeschätzt. Diese Ergebnisse bildeten 

in der IÖR-Prognose aus dem Jahr 2005 die Grundlage für die Bestimmung des Wohnungsersatzbedarfes für 

Baden-Württemberg bis 2015. Spätere Diskussionen mit dem Statistischen Landesamt Baden-Württemberg 

zeigten, dass hinsichtlich der konkreten Höhe des Ersatzbedarfes unterschiedliche Meinungen bestehen, keiner 

aber die tatsächlichen Zahlen kennt. Grundsätzlich wurde jedoch die Methode der Expertenbefragung aner-

kannt. Das IÖR hat sich deshalb Gedanken gemacht, wie man die Expertenbefragung noch besser wissenschaft-

lich absichern kann. Im Jahr 2007 hat es sich deshalb entschlossen, eine Delphi-Befragung durchzuführen. Die 

Delphi-Befragung ist eine wissenschaftlich anerkannte Methode, die dazu dient, zukünftige Ereignisse, Trends 

und Entwicklungen möglichst gut einschätzen zu können.

Zweck der Delphi-Befragung ist es, einen besseren Konsens zwischen den Experten zu erreichen, ohne dass 

Gruppeneinflüsse dies behindern. Das IÖR hat deshalb zur Validierung der ersten Befragung alle Experten gebe-

ten, ihre damalige Einschätzung in Kenntnis des Gesamtergebnisses zu überprüfen. Die Auswertung der zweiten 

Befragung zeigt im Durchschnitt nur gering veränderte Ergebnisse. Für den Zeitraum bis 2010 werden die Woh-

nungsabgänge mit jährlich 0,33 % und nach 2010 mit 0,39 % eingeschätzt. Die Delphi-Befragung hat allerdings 

ergeben, dass die Bandbreite der Antworten wesentlich geringer geworden ist. Der Quartilsabstand betrug in 

der ersten Befragung für den Zeitraum bis 2010 noch 0,47 und 0,74 für nach 2010. In der zweiten Befragung erg-

ab sich ein Quartilsabstand bis 2010 von nur noch 0,37 und nach 2010 von 0,40. Die neuen Ergebnisse sind damit 

zumindest intern valider und auch Dritten gegenüber belastbarer. Unsicherheiten bleiben allerdings bestehen, 

da ein besserer Konsens allein kein Beweis für die Richtigkeit der Ergebnisse ist und auch Experten irren können. 

Eine noch höhere Sicherheit ist jedoch aus derzeitiger Sicht nicht erreichbar. Erst die Ergebnisse des registerge-

stützten Zensus 2011, die 2012/13 vorliegen sollen, werden zu einer höheren Annahmesicherheit führen.
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Die Annahmesetzungen für die Prognose des Wohnungsabganges beruhen auf der vom IÖR im Jahr 

2005 durchgeführten Expertenbefragung sowie der Delphi-Befragung aus dem Jahr 2007. Die Höhe 

der Wohnungsabgänge wurde von den Experten in der Delphi-Befragung des IÖR bis 2010 mit jährlich

 0,33 % und nach 2010 mit 0,39 % des Bestandes eingeschätzt. Da ein Anstieg der Abgangsraten jedoch 

eher kontinuierlich zu erwarten ist, wurde ein gleitender Anstieg der Abgangsraten zugrunde gelegt.

Die Haupteinflussgröße des Wohnungsabgangs stellt auch zukünftig das Baualter der Gebäude dar. 

Die Wohnungsabgänge haben sich hinsichtlich des Baualters der Gebäude in der Vergangenheit stark 

verändert. Von 1981 bis 2007 ist der Anteil der Abgänge in der Baualtersklasse bis 1900 von 57 % auf 

18 % zurückgegangen (Abb. 33).

Abb. 33: 	Wohnungsabgänge nach Baualtersklassen in Baden-Württemberg 1981 und 2007   

Bei den ab 1949 errichteten Wohnungen ist der Anteil an Abgängen von 8 % im Jahr 1981 auf 46 % im 

Jahr 2007 angestiegen. Die hohen Abgänge der Bestände der 1950er und 1960er Jahre in der quanti-

tativ stärksten Baualtersklasse 1949 bis 1978 tragen insbesondere zu diesem Anstieg bei.

In Kenntnis dieser Analysen wurde der bis zum Jahr 2025 zu erwartende Wohnungsabgang für ins-

gesamt sieben Baualtersklassen separat berechnet. Ausgehend von den bisherigen Trends und den 

Einschätzungen der Experten ergeben sich die absolut höchsten Abgänge für die Baualtersklasse der 

in den 1950er und 1960er Jahren errichteten Wohnungsbestände, gefolgt von den Baualtersklassen 

1919 bis 1948 und bis 1900 (Abb. 34). Die prognostizierten Wohnungsabgänge nach Baualtersklas-

sen berücksichtigen dabei die seit den 1990er Jahren in der fachlichen Diskussion befindliche Pro-

blematik der Sanierungswürdigkeit der Wohnungsbestände der 1950er und 1960er Jahre. Für den 

Zeitraum 2008 bis 2025 wurde für das Land Baden-Württemberg insgesamt ein Abgang von 318.000 

Wohnungen ermittelt.

Baujahr
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Abb. 34:	Prognostizierte Wohnungsabgänge nach Baualtersklassen in 

	 Baden-Württemberg 2008 bis 2025   

Die Ergebnisse des Wohnungsabgangs bilden die Grundlage für die Bestimmung des Wohnungsersatz-

bedarfes für Baden-Württemberg bis 2025. Der Wohnungsersatzbedarf wird geringer sein als der Woh-

nungsabgang (Minderung infolge von Leerstand). In wachsenden Wohnungsmärkten müssen die dem 

Wohnungsbestand durch Wohnungsabgang verloren gehenden Wohnungen als Ersatzneubau wieder 

zugeführt werden. In schrumpfenden Märkten würde hingegen ein teilweiser Ersatzbau ausreichend 

sein. Im Ergebnis der Expertenbefragung wird ab durchschnittlich 6 % Leerstand ein geringerer Ersatz-

bedarf benötigt und ab 9 % Leerstand kein Ersatzbedarf mehr erforderlich sein. Für Baden-Württem-

berg kann diese Situation auf der Gemeindeebene wahrscheinlich in den nächsten 20 Jahren erwartet 

werden, da bis 2025 in 13 % der Gemeinden und Gemeindecluster ein Rückgang der Zahl nachfragender 

Haushalte prognostiziert wird. 

Im Ergebnis der Analysen wurde für den Zeitraum 2008 bis 2025 für das Land Baden-Württemberg ins-

gesamt ein Wohnungsersatzbedarf in Höhe von rund 299.000 Wohnungen ermittelt (Tab. 8). Auf die 

Jahre 2008 bis 2015 entfallen davon 112.500 Wohnungen und auf die Jahre 2015 bis 2025 gut 186.500 

Wohnungen. Zwischen 2008 und 2020 beträgt der Ersatzbedarf rund 202.000 Wohnungen. Das Landes-

ergebnis stellt das Aggregat der Kreisergebnisse dar.

Baualtersklassen
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Tab. 8: 	Wohnungsersatzbedarf in Baden-Württemberg 2008 bis 2025

Wohnungsersatzbedarf	 2008 bis 2010	 2010 bis 2015	 2015 bis 2020	 2020 bis 2025	 2008 bis 2025

Baden-Württemberg	 30.638	 81.867	 89.285	 97.399	 299.189

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage der Delphi-Befragung des IÖR, Datenbasis: Statistisches Landesamt 

Baden-Württemberg, 2008 

Entsprechend der unterschiedlichen Baualtersstrukturen der Wohnungsbestände in den einzelnen 

Stadt- und Landkreisen zeigt sich bei den zu erwartenden Wohnungsersatzbedarfen ein differenziertes 

Bild (Abb. 35). Für den Zeitraum 2008 bis 2025 wurde für das Land Baden-Württemberg insgesamt ein 

Ersatzbedarf von rund 6 % des Gesamtwohnungsbestands von 2005 ermittelt. Überdurchschnittlich 

hohe Ersatzbedarfe sind, insbesondere aufgrund ihrer Wohnungsbestandsstruktur, in den Stadtkreisen 

Stuttgart, Baden-Baden, Ulm, Pforzheim und Karlsruhe zu erwarten. Für die Landkreise im Umland der 

Stadtkreise wird dagegen ein vergleichsweise geringer Ersatzbedarf prognostiziert.

 

Bei ausbleibendem Ersatz der abgehenden Wohnungen würde sich der bis zum Jahr 2005 errichtete 

Wohnungsbestand bis 2025 um rund 6 % auf 4,5 Mio. Wohnungen reduzieren.
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Abb. 35: Wohnungsersatzbedarf 2008 bis 2025 bezogen auf den Gesamtwohnungsbestand 2005  
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7.2	 Wohnungsangebotsentwicklung 

Im Hinblick auf die vorzunehmende Gegenüberstellung von Angebot und Nachfrage in der Wohnungs-

neubauprognose ist es erforderlich, den Wohnungsbestand um jene Wohnungen zu reduzieren, die 

den Nachfragern am Wohnungsmarkt aus verschiedenen Gründen nicht zur Verfügung stehen. Dazu 

gehören alle für Freizeitzwecke genutzten Wohnungen und die in Folge von Mieter- oder Eigentümer-

wechsel oder während Wohnungsmodernisierungen frei bleibenden Wohnungen (Fluktuationsreser-

ve). Die Ermittlung des Wohnungsangebotes erfolgt auf der regionalen Ebene der Kreise. Synchron 

zum erweiterten Verständnis der Wohnungsnachfrage wird auch das Wohnungsangebot in einem 

erweiterten Sinne definiert. Für die Gegenüberstellung zur Nachfrage zählen zunächst alle Bestands-

wohnungen, die keine Freizeitwohnungen sind oder aufgrund einer notwendigen Mobilitätsreserve 

den Nachfragern nicht zur Verfügung stehen. 

7.2.1	 Freizeitwohnungen 

Der Anteil der Freizeitwohnungen am Wohnungsbestand ist nur schwer vorauszuschätzen und wurde 

letztmalig flächendeckend im Rahmen der Gebäude- und Wohnungszählung (GWZ) 1987 statistisch 

erfasst. Zu diesem Zeitpunkt lag ihr Anteil am Wohnungsbestand bei 0,8 % und umfasste rund 33.000 

Wohnungen. Nach eigenen Berechnungen beträgt der Bestand an Freizeitwohnungen heute 42.000 

Wohnungen. Bis zum Jahr 2025 wird mit einem weiteren Anstieg der Zahl der Freizeitwohnungen ge-

rechnet, wobei der zu erwartende relative Zuwachs am Wohnungsbestand mit 0,3 Prozentpunkten in 

der Expertenbefragung von 2005 benannt wurde. Unter Berücksichtigung einer regionalen Differen-

zierung bedeutet dies vor allem für die ländlichen bis verstädterten Regionen ein Wachstum des An-

teils der Freizeitwohnungen. Aus dieser Dynamik ergibt sich für den Prognosezeitraum eine jährliche 

Zunahme um etwa 800 Freizeitwohnungen. 

7.2.2	 Fluktuationsreserve 

Hinsichtlich der Fluktuation der Haushalte auf dem Mieter- und dem Eigentümermarkt gibt es erheb-

liche Unterschiede. Aus diesem Grund unterscheiden sich auch die zu berücksichtigenden Fluktua-

tionsreserven der einzelnen Teilmärkte. Für den Teilmarkt der Ein- und Zweifamilienhäuser wurde eine 

Fluktuationsreserve von 1 % angesetzt. Aufgrund des zukünftig zu erwartenden Generationenwech-

sels in den 1950er und 1960er Jahren gebauten Einfamilienhäusern, könnte die tatsächliche Quote 

eher noch höher ausfallen. Bei den Wohnungen in Mehrfamilienhäusern ist von einem wesentlich hö-

heren Nutzerwechsel auszugehen. Deshalb erscheint die Annahme einer Fluktuationsreserve von 3 % 

gerechtfertigt. In der Summe über alle Stadt- und Landkreise errechnen sich für Baden-Württemberg 

im Jahr 2008 auf diese Weise rund 100.000 Wohnungen, die aufgrund von Umzügen und die Durch-

führung von Modernisierungsmaßnahmen unbewohnt sind und somit auf dem Wohnungsmarkt nicht 

als Angebot zur Verfügung stehen.
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7.2.3	 Zweitwohnungen 

Zweitwohnungen weisen wegen ihrer üblichen Wohnnutzung keine marktrelevanten Besonderheiten 

auf. Sie bleiben deshalb weiterhin Teil des Wohnungsangebotes. Aufgrund der Einbeziehung der Haus-

halte mit Nebenwohnsitz, welche auf der Nachfrageseite berücksichtigt wurden, können die Zweit-

wohnungen unberücksichtigt bleiben. Hinsichtlich der Zahl der zukünftig zu erwartenden Haushalte 

mit Nebenwohnsitz in den einzelnen Kreisen und Gemeinden wurde eine Dynamik berücksichtigt. 

Laut Expertenumfrage werden sich die Haushalte mit Nebenwohnsitz vor allem auf die Universitäts-

städte und Agglomerationsräume konzentrieren. 

Unter Berücksichtigung der Freizeitwohnungen und der Fluktuationsreserve standen den nachfra-

genden Haushalten in Baden-Württemberg im Jahr 2008 rund 4,8 Mio. Wohnungen zur Verfügung 

(Tab. 9). Somit umfasst das effektiv nutzbare Wohnungsangebot in Baden-Württemberg rund 97 % 

des existierenden Wohnungsbestandes. Die restlichen Bestandswohnungen teilen sich zu rund einem 

Drittel auf Freizeitwohnungen und zwei Drittel auf temporär ungenutzte Wohnungen für Mobilitäts-

zwecke auf.

Tab. 9: 	Wohnungsbestand insgesamt und verfügbares Wohnungsangebot 

	 in Baden-Württemberg 2008

Baden-Württemberg	 Wohnungen	 Anteile

Wohnungsbestand insgesamt	 4.963.000	 100 %

Ein- und Zweifamilienhäuser	 2.467.000	 49,7 %

Mehrfamilienhäuser	 2.380.000	 47,9 %

Nichtwohngebäude	 116.000	 2,3 %

abzüglich Freizeitwohnungen	 42.000	 0,8 %

abzüglich Fluktuationsreserve	 100.000	 2,0 %

Verfügbares Wohnungsangebot	 4.821.000	 97,2 %

Quelle: eigene Berechnungen, Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2009 
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Grundlage für die Ermittlung des zukünftigen Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau ist die 

Gegenüberstellung von Nachfrage und Angebot auf dem Wohnungsmarkt. Ein derartiger Abgleich ist 

nicht nur für den Prognosezeitraum erforderlich. Vielmehr bestehen auch in der Gegenwart Versor-

gungslücken für einige Haushalte. Wie hoch diese sind, ist nur schwer abzumessen. Das Ziel der Pro-

gnose ist es, zukünftig in Baden-Württemberg eine ausgewogene und qualitativ hochwertige Woh-

nungsversorgung zu gewährleisten.

8.1	 Wohnungsdefizit 

Für eine fundierte Beurteilung der Wohnungsversorgung im Land Baden-Württemberg ist es nicht aus-

reichend, die Versorgungssituation aus einer landesweiten Bilanz der Haushalte und Wohnungen zu 

ermitteln. Ein Wohnungsdefizit in Mannheim kann zwar rechnerisch, aber nicht in der Realität, durch 

ein bestehendes Überangebot in Baden-Baden ausgeglichen werden, denn ein bestehendes Überan-

gebot in Baden-Baden kann dem Haushalt, der in Mannheim eine Wohnung sucht, keine Alternative 

sein. Unter der Berücksichtigung, dass Wohnungsmärkte aufgrund der Immobilität der Wohnungen 

grundsätzlich regionale Märkte sind, ist es nur sinnvoll, das Wohnungsdefizit auch auf einer regiona-

lisierten Ebene zu er-mitteln. So errechnet sich für das Land Baden-Württemberg in der Summe aller 

Kreise für das Basisjahr der Prognose 2005 ein Wohnungsdefizit von rund 175.000 Wohnungen. Die 

regional größten Wohnungsdefizite und damit ungünstigste Wohnungsversorgungssituation weisen 

die Stadtkreise Freiburg im Breisgau und Heidelberg mit mehr als 10 % auf (Abb. 36). Ganz anders sieht 

die Situation in Baden-Baden aus. Der Stadtkreis hat mit Abstand das rechnerisch größte Wohnungsü-

berangebot. Auch in den anderen Stadt- und Landkreisen mit einem Wohnungsüberangebot bedeutet 

das aber nicht, dass auch jeder Haushalt eine, seinen persönlichen Nachfragewünschen, entsprechende 

Wohnung finden kann.

An vielen Hochschulstandorten können die regionalen Wohnungsdefizite noch verstärkt werden, da 

es hier weit mehr Studentenbewerbungen als Wohnheimplätze gibt. So gab es in der Universitätsstadt 

Freiburg im Wintersemester 2008/09 ca. 2.524 Anfragen nach Wohnheimplätzen. Jedoch konnten nur 

1.542 Plätze an Studierende vergeben werden 13. Eine ähnliche Situation stellt sich auch in Heidelberg 

dar. Hier sind für das Sommersemester 2009 für Wohnheime in der Stadt ca. 720 Bewerbungen einge-

gangen. Im Gegensatz dazu konnten allerdings nur ca. 280 Wohnheimplätze vergeben werden 14. Aus 

diesen Zahlen wird ersichtlich, dass viele Studenten sich auf dem freien Wohnungsmarkt eine Woh-

nung suchen müssen, die ihren Bedürfnissen aber auch ihren finanziellen Möglichkeiten entspricht. 

Bei einer schon angespannten Wohnungsmarktsituation, wie sie in vielen Universitätsstädten Baden-

8 Entwicklung des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau

13 	Studentenwerk Freiburg, 2009

14 	Studentenwerk Heidelberg, 2009



68

Württembergs vorherrscht, stellt dies ein großes Problem dar. Hier gilt es auch Ideen und Strategien 

umzusetzen, wie notwendige Studentenwohnungen geplant werden können, die später zu Mehrge-

nerationen- bzw. zu altengerechten Wohnungen umgebaut werden können. So kann der derzeitige 

Anstieg der Studentenzahlen aufgefangen werden und gleichzeitig auf nachhaltige und langfristige 

Sicht brauchbarer Wohnraum geschaffen (vgl. Städtebau-Institut, Universität Stuttgart 2009).

Abb. 36:	Wohnungsdefizit in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs 2005

Bei der Ermittlung des aus dem Wohnungsdefizit resultierenden Neubaubedarfs kann nicht davon aus-

gegangen werden, dass jeder Haushalt tatsächlich auch in einer eigenen Wohnung wohnen möchte. 

Im IÖR-Ansatz wird angenommen, dass ein Anteil von 5 % der im jeweiligen Kreis lebenden Haushalte 

keine eigene Wohnung nachfragt, sondern mit einem anderen Haushalt in einer Wohnung zusammen 

lebt. Aus diesem Zusammenhang und unter Berücksichtigung, dass ein Teil des Wohnungsdefizits in 

den Jahren 2005 bis 2008 bereits abgebaut ist, ergibt sich für den Prognosezeitraum 2008 bis 2025 

ein Defizit von 26.800 Wohnungen. Dieses geht in die Prognose des Wohnungsneubaupotenzials als 

Komponente des Wohnungsnachholbedarfs ein. Im verwendeten Ansatz der Prognose wird fernerhin 

davon ausgegangen, dass das Wohnungsdefizit aus dem Jahr 2005 bis zum Jahr 2013 abgebaut werden 

kann, da es landesweit keinen Mangel an entsprechenden Baukapazitäten geben dürfte.
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8.2	 Prognose des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau 

Der regionale Marktabgleich zwischen Wohnungsnachfrage und Wohnungsangebot auf der Ebene der 

Stadt- und Landkreise bildet die Grundlage der Prognose des Nachfragepotenzials nach Wohnungs-

neubau. Die Simulation des Marktabgleichs zwischen Nachfrage und Angebot erfolgt dabei in einem 

zeitlichen Abstand von zwei bis drei Jahren, so dass bei jedem neuen Abgleich davon ausgegangen 

werden kann, dass der zur Befriedigung der individuellen Wohnwünsche ermittelte Wohnungsneubau 

inzwischen bereits fertiggestellt wurde und zum Zeitpunkt des Marktabgleichs als Wohnungsangebot 

zur Verfügung steht.

Von den zwischen 2008 und 2025 insgesamt rund 310.000 zu berücksichtigenden Nachfragewünsch-

en der baden-württembergischen Haushalte bezieht sich nur ein Teil auf den Wohnungsneubau. Ein 

Teil der entstehenden Wohnwünsche, das betrifft die Nachfrage von 34.000 Wohnungen, kann über 

Wohnungsangebote im Bestand gedeckt werden. Von den restlichen 276.000 Wohnungsnachfragen 

entfallen 178.000 auf die Versorgung zusätzlicher Haushalte am Hauptwohnsitz. Für weitere etwa 

100.000 Nachfragewünsche werden voraussichtlich keine entsprechenden Angebote im Bestand zeit-

nah zur Verfügung stehen, so dass sich aus diesen Nachfragen ein entsprechendes Potenzial für Woh-

nungsneubau ableiten lässt.

Aufbauend auf der nicht im Bestand zu deckenden Nachfrage der Haushalte setzt sich die Prognose 

des Nachfragpotenzials nach Wohnungsneubau aus den folgenden fünf Komponenten zusammen: 

Wohnungsneubedarf, Wohnungsneubau zur Befriedigung der individuellen Wohnwünsche, Nachhol-

bedarf, Wohnungsersatzbedarf und sonstiger Wohnungsneubau.

In der Summe der Entwicklungen der einzelnen Komponenten wird für das Land Baden-Württemberg 

im Zeitraum 2008 bis 2025 ein Nachfragepotenzial von rund 623.500 neu zu bauenden Wohnungen 

prognostiziert. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Neubauerwartung von gut 37.000 

Wohnungen. Im Zeitraum 2008 bis 2020 würde insgesamt ein Nachfragepotenzial von etwa 470.000 

neu zu bauenden Wohnungen entstehen, das entspricht einem landesweiten jährlichen Neubaunach-

fragepotenzial von knapp 40.000 Wohnungen (Abb. 37).
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Abb. 37:	Komponenten des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau in Baden-Württemberg 

	 2008 bis 2020 sowie 2025 

Komponenten des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau 2008 bis 2025

Mit dem Wohnungsneubedarf als Grundkomponente wird die Anzahl der am Wohnungsmarkt zusätz-

lich bereitzustellenden Wohnungen für die neugebildeten Privathaushalte beschrieben. Durch die Er-

stellung von rund 181.000 neuen Wohnungen können auch die im Zeitraum 2008 bis 2025 zusätzlich 

in Baden-Württemberg am Haupt- und Nebenwohnsitz lebenden Haushalte mit Wohnraum versorgt 

werden, so dass die Grundversorgung aller neuen Haushalte gewährleistet wäre.

In der zweiten Komponente wird jenes Nachfragepotenzial nach Neubauwohnungen zusammenge-

fasst, dass sich aus den individuellen Wohnwünschen der Privathaushalte mit Haupt- und Nebenwohn-

sitz ableitet. Für die Befriedigung der individuellen Wohnwünsche der Haushalte im entsprechenden 

regionalen oder sektoralen Teilmarkt zeichnet sich ein neubauwirksames Nachfragepotenzial von rund 

100.000 Wohnungen im Zeitraum 2008 bis 2025 ab.

Die Komponente Wohnungsersatzbedarf beschreibt die notwendige Zahl der zu ersetzenden Woh-

nungen, die dem Wohnungsangebot durch Abriss verschlissener Bausubstanz oder aufgrund anderer 

baulicher Maßnahmen und Nutzungsänderungen verloren gehen. Mit gut 299.000 zwischen 2008 und 

2025 zu ersetzenden Wohnungen nimmt der Ersatzbedarf als Komponente des prognostizierten Woh-

nungsneubaupotenzials einen hohen Stellenwert ein.
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Die Komponente Nachholbedarf leitet sich aus der im Ausgangsjahr 2005 noch nicht gedeckten Versor-

gung der Haushalte mit Wohnraum ab. Aus dem Wohnungsdefizit von knapp 43.000 Wohnungen im 

Jahr 2005 errechnet sich für den Zeitraum 2008 bis 2025 ein Nachholbedarf von insgesamt knapp 27.000 

Wohnungen. Der übrige Teil des Wohnungsdefizits in Höhe von 16.000 Wohnungen könnte nach dem 

vorliegenden Modellansatz in den Jahren 2005 bis 2008 bereits abgebaut sein.

Die Komponente sonstiger Wohnungsneubau beschreibt die Zahl der zusätzlich benötigten Freizeit-

wohnungen. Hinzu kommen die Wohnungen, welche aufgrund der steigenden Wohnungsnachfrage 

innerhalb des Prognosezeitraumes zusätzlich als Fluktuationsreserve erforderlich werden. Diese Kom-

ponente umfasst rund 16.000 Wohnungen. 

Das Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau wird in den Jahren 2008 bis 2025 nicht konstant blei-

ben. Vielmehr ist zu erkennen, dass bei einem zunehmenden längerfristigen Prognosehorizont das 

Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau abnehmen wird. Dafür verantwortlich ist insbesondere 

die altersstrukturelle Entwicklung der Haushalte. Ältere Haushalte haben ihre Wohnwünsche im Laufe 

ihrer Lebens- und Haushaltsbiographie inzwischen meist recht gut verwirklichen können, so dass sich 

schon allein dadurch das zukünftige Nachfragepotenzial reduzieren wird. Hinzu kommt, dass sich das 

Haushaltswachstum im Prognosezeitraum abschwächt. So wird sich im Zeitverlauf der Prognose auch 

die Gewichtung der Komponenten des Neubaupotenzials verschieben. So wird gegen Ende des Progno-

sezeitraumes der Ersatzbedarf, der aus dem Wohnungsabgang resultiert, zunehmend an Bedeutung 

gewinnen (Abb. 38). 

Abb. 38:	Komponenten des jährlichen Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau in 

	 Baden-Württemberg für einzelne Zeiträume 
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Exkurs: Bestandsinvestitionen

Mit der vom IÖR entwickelten Methode ist es möglich, das zukünftige Nachfragepotenzial nach Wohnungs-

neubau abzuschätzen. Jedoch können daraus nur wenig Aussagen zu Umbaunotwendigkeiten im bestehen-

den Wohnungsbestand getroffen werden. Seit Mitte der 1990er Jahre ist in Deutschland und Baden-Württ-

emberg eine stark rückläufige Neubaufertigstellung im Wohnungsbau zu beobachten. Baufertigstellungen 

im Wohnungsbestand sind in Deutschland zwar auch proportional zurückgegangen, jedoch kam es auf der 

Investitionsseite nicht nur zu einem relativen Bedeutungsgewinn der Investitionen in den Wohnungsbestand 

(Instandsetzungen, Modernisierungen) sondern sogar zu einem absoluten Zuwachs, während sich Investitionen 

in den Wohnungsneubau in Deutschland zwischen 1997 und 2008 etwa halbierten. Bestandsinvestitionen nah-

men deshalb im Jahr 2008 ca. 78 % des gesamten Wohnungsbauvolumens in Deutschland ein (BBR 2007, BBSR 

2009c). Aufgrund des hohen Anteils der stark anpassungsbedürftigen Baualtersklasse zwischen 1949 und 1980 

in Baden-Württemberg, der zukünftig nicht vollständig durch Abriss ersetzt werden kann, ist davon auszuge-

hen, dass auch in Zukunft die Bauwirtschaft durch Bestandsinvestitionen zur Gewährleistung einer zeitgemäßen 

Wohnqualität wesentlich gestützt wird. Angesichts der zu erwartenden Wohnungsnachfrageentwicklung muss 

sich deshalb die Bauwirtschaft sowohl auf Neubau als auch auf Umbau ausrichten.

8.2.1	 Regionale und Siedlungsstrukturelle Differenzierung 

Trotz eines insgesamt hohen Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau kommt es zu regionalen Un-

terschieden. Ein hohes Potenzial nach zukünftigem Wohnungsneubau wird dabei insbesondere für die 

Regionen Stuttgart, Südlicher Oberrhein und Rhein-Neckar prognostiziert, wobei für die Stadtkreise 

Freiburg im Breisgau und Heidelberg mit mehr als 20 % die höchsten relativen Zuwächse zu erwarten 

sind. Bei der Betrachtung der absoluten Werte des Neubaupotenzials steht Stuttgart mit rund 36.000 

Wohnungen an der Landesspitze (Abb. 39). Bei den Landkreisen bilden vor allem die südlichen und 

südwestlichen Kreise sowie die Umlandkreise von Stuttgart, Heilbronn und Mannheim die Schwer-

punkte des Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau. Hier wurden beispielsweise für die Kreise 

Breisgau-Hochschwarzwald und Konstanz Nachfragezuwächse von 15 % prognostiziert. Die höchsten 

absoluten Neubaupotenziale sind für die ländlichen bis verstädterten Räume im nordwestlichen Teil 

des Landes auf der Achse zwischen Mannheim und Esslingen zu erwarten.
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Abb. 39: Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau 2008 bis 2025  



74

Die Nachfrage nach Wohnungsneubau wird sich in Baden-Württemberg bis 2020 und darüber hinaus 

bis 2025 auf einem hohen Niveau halten, obwohl die Alterung der Bevölkerung und das veränderte 

Wanderungsverhalten zu einer leicht rückläufigen Einwohnerzahl führen wird. Die bestimmenden 

Größen für die Nachfrage nach neuen Wohnungen sind dabei die weiter ansteigende Zahl der pri-

vaten Haushalte, die Umsetzung der individuellen qualitativen Wohnwünsche der nachfragenden 

Haushaltsgruppen, der Ersatz nicht mehr marktfähiger Wohnungen und der Abbau bestehender regi-

onaler Wohnungsdefizite. Im Zeitraum 2008 bis 2020 wird somit ein Nachfragepotenzial von 470.000 

neu zu bauenden Wohnungen prognostiziert. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Neu-

bauerwartung von knapp 40.000 Wohnungen. Bis 2025 müssten weitere 153.500 Wohnungen neu 

gebaut werden, um das Nachfragepotenzial befriedigen zu können. 

Die Höhe des prognostizierten Nachfragepotenzials nach Wohnungsneubau liegt deutlich über den 

derzeitigen Zahlen der Baufertigstellungen. Die rückläufigen Baufertigstellungen von 33.000 Woh-

nungen im Jahr 2007 auf rund 27.600 Wohnungen im Jahr 2008 erscheinen, allein schon für eine 

quantitative Versorgung der Haushalte mit Wohnraum, als zu gering. Die Studie des IÖR macht deut-

lich, dass neben quantitativen auch qualitative Aspekte berücksichtigt werden müssen. Schon in der 

Vergangenheit hat sich hier gezeigt, dass der rein quantitative Wohnungsbedarf allein nicht ausreicht, 

um die Wünsche der „Häuslebauer“ im Land adäquat abbilden zu können. Der Vorteil von Nachfrage-

potenzialprognosen liegt insbesondere auch darin, dass Marktchancen/-potenziale nicht ausgeklam-

mert, sondern aktiv einbezogen werden. Inwieweit Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden, 

dass die Wünsche der Einwohner des Landes und damit der am Nachfragepotenzial orientierte „qua-

litative Bedarf“ realisiert werden können, ist eine Frage, die nicht wissenschaftlich zu beurteilen ist, 

sondern politisch entschieden werden muss. 

Das für Baden-Württemberg bis zum Jahr 2025 insgesamt prognostizierte Nachfragepotenzial von 

623.500 neu zu bauenden Wohnungen setzt sich im Einzelnen aus einem Wohnungsneubedarf (Haus-

haltszuwächse) von 181.300 Einheiten, dem Wohnungsneubau zur Befriedigung der individuellen 

Wohnwünsche von 100.400 Einheiten, einem Ersatzbedarf von 299.200 überwiegend nicht mehr 

marktfähigen Wohnungen, einem Nachholbedarf (Wohnungsdefizite aus der Vergangenheit) von 

26.800 Wohnungen und dem sonstigen Wohnungsneubau (Fluktuationsreserve, Freizeitwohnungen) 

von 15.800 Einheiten zusammen.

Bei der Prognose des IÖR wird auch die Sonderstellung des Landes im Hinblick auf die demographische 

Situation in Deutschland berücksichtigt. Baden-Württemberg ist ein bevölkerungsreiches Bundesland 

mit einem vergleichsweise hohen Anteil sehr junger Bevölkerung. Dies geht im Wesentlichen auf die 

in der jüngeren Vergangenheit realisierten Wanderungsgewinne und Geburtenüberschüsse zurück. 

Doch zeigen neueste Daten, dass sich solche Trends schnell ändern können. Zudem ist zu bedenken, 

dass auch in Baden-Württemberg der demographische Wandel seine Spuren hinterlassen wird: So 

liegt in der jüngsten Vergangenheit die Zahl der Geburten unterhalb jener der Sterbefälle. Im Jahr 

2008 konnte der Wanderungsgewinn das Geburtendefizit nicht mehr ausgleichen, so dass es zu einem 

geringfügigen Bevölkerungsrückgang gegenüber dem Vorjahr kam. Dabei werden regionale Unter-

schiede deutlich: Neben stark wachsenden Kommunen gibt es viele Gemeinden, die von Stagnation 

9 Fazit
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oder gar Schrumpfungsprozessen betroffen sind. Entsprechend differenziert sich das regionale Nach-

fragepotenzial nach Wohnungsneubau. Die regionalen Unterschiede wurden in der IÖR-Prognose be-

rücksichtigt und müssen in die weiteren politischen Überlegungen zum Bauen und Wohnen in Baden-

Württemberg einbezogen werden.

Aus der Studie des IÖR können wichtige Schlussfolgerungen und Konsequenzen für die Kommunal- 

und Landespolitik in Baden-Württemberg abgeleitet werden:

•	Dem Wohnungsbau und dem Wohnen selbst muss ein hoher, wenn nicht sogar ein neuer

	 Stellenwert beigemessen werden. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der demogra-	

	 phischen Entwicklungen im – auch von Ministerpräsident Oettinger propagierten – „Kinder-

	 land Baden-Württemberg“. Wenn die Strategie erfolgreich sein soll, dann muss gerade

	 den jungen Familien der frühzeitige Zugang zu Wohneigentum ermöglicht werden.

•	Die politischen Weichenstellungen für die Zukunft müssen heute vorgenommen werden. 

	 Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund der langfristigen Wirkungen des demographi-

	 schen Wandels, d. h. abnehmender Bevölkerungszahlen und einer älter werdenden Gesell-

	 schaft, aber auch äußerst komplexer und differenzierter Wanderungsbewegungen. Die 

	 Wohnwünsche der Bevölkerung sind eine wichtige Größe dabei. Über die Rahmenbedin-

	 gungen für ihre Verwirklichung kann nicht erst in fünf oder zehn Jahren entschieden wer-

	 den. Das Wohnungsangebot und die Attraktivität der Wohnbedingungen werden in einem 

	 Bundesland wie Baden-Württemberg, dessen Wirtschaft von einem gut aufgestellten Mittel-

	 stand geprägt ist, darüber entscheiden, ob auch in der Zukunft gut ausgebildete Fachkräfte 

	 in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen werden.

•	Die durch die Alterung der Bevölkerung veränderten Nachfragerstrukturen lassen neue

	 Schwerpunkte der Nachfrageentwicklung erkennen. Die Versorgung der Haushalte mit 

	 altersgerechtem Wohnraum nimmt künftig weiter an Bedeutung zu. Hier ist insbesondere

	 das zunehmende Interesse älterer Haushalte an einer möglichst eigenständigen Versorgung

	 bis ins hohe Alter zu beachten. Aufgrund neuer Wohn- und Lebensweisen älterer Menschen

	 wird die Nachfrage nach barrierefreien Wohnungen steigen, die neben dem Neubau vor 

	 allem durch Modernisierungs- und Umbaumaßnahmen im Bestand gedeckt werden sollte.

•	Einen guten Ansatzpunkt hierfür und auch unter dem Gesichtspunkt einer nachhaltigen

	 Siedlungspolitik bieten für die nächsten Jahre erwarteten Wohnungsabgänge aus den Be-

	 ständen der 1950er und 1960er Jahre. Durch einen nachfragegerechten Ersatzneubau oder

	 Umbau dieser Bestände kann es gelingen, nicht nur marode oder nicht mehr marktgängige

	 Wohnungen vom Markt zu nehmen, sondern zugleich auch die bestehende Gebäudestruk-

	 tur an die sich abzeichnende Nachfrageentwicklung anzupassen. Ebenso kann durch

	 den Ersatzneubau und die Bestandsinvestitionen die Bauwirtschaft belebt werden. 
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•	Es darf nicht außer Acht gelassen werden, dass Wohnungsneubau Auswirkungen auf

	 den „Flächenverbrauch“ hat. Gerade angesichts der ehrgeizigen Nachhaltigkeitsziele in

	 Deutschland und in Baden-Württemberg kommt es daher auf allen Ebenen auf eine kluge 

	 Flächenpolitik und ein nachhaltiges Flächenmanagement an. 

Es liegt nahe, dass sich die regionalen Bevölkerungs- und Wohnungsmarktentwicklungen immer wei-

ter ausdifferenzieren werden. Um die Trends der Entwicklungen frühzeitig zu erkennen, sind kontinu-

ierliche regionale Wohnungsmarktbeobachtungen und -prognosen notwendig. So kann mit entspre-

chenden Marktanpassungsstrategien rechtzeitig auf die veränderte Marktsituation reagiert werden.

Allen Interessierten der IÖR-Studie stehen zusätzlich zu dieser Langfassung eine Kurzfassung sowie 

Steckbriefe mit den regionalen Ergebnissen für die jeweiligen Stadt- und Landkreise Baden-Württem-

bergs als Download unter www.arge-online.org zur Verfügung.
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Glossar

°	 Räumliche Bevölkerungsbewegung: Wanderungsbewegungen (Zu- und Wegzüge) der Bevölkerung.

Aus der Differenz von Zu- und Wegzügen ergibt sich der Wanderungssaldo.

°	 Natürliche Bevölkerungsbewegung: Geburten und Sterbefälle der Bevölkerung. Aus der Differenz

von Geburten und Sterbefällen ergibt sich der natürliche Saldo. 

°	 Wohnungsneubedarf: Ausgehend vom vorhandenen Wohnungsbestand und der Zahl der Privat-

haushalte zu Beginn des Prognosezeitraumes bestimmt sich der Wohnungsneubedarf aus dem Zu-

wachs der Privathaushalte im Prognosezeitraum.

°	 Nachholbedarf: Der Nachholbedarf gibt an, wie viele Wohnungen theoretisch fehlen, damit jeder

Haushalt mit Wohnraum versorgt ist. Die Anzahl fehlender Wohnungen wird aus der zahlenmäßi-

gen Gegenüberstellung von Privathaushalten und Wohnungsbestand ermittelt.

°	 Wohnungsersatzbedarf: Der Ersatzbedarf ist der Anteil an Wohnungen, der in einem definierten

Zeitraum aus dem Wohnungsbestand ausscheidet bei gleichbleibendem oder steigendem Gesamt-

bedarf. Ersatzbedarf entsteht durch Abriss, Umwidmung und Zusammenlegung von Wohnungen.

°	 Fluktuationsreserve: Zur Funktionstüchtigkeit von Wohnungsmärkten ist eine Wohnungsreserve

notwendig, damit eine Wanderungsmobilität gewährleistet ist. Häufig werden Wohnungen bei 

Mieterwechsel nicht nahtlos wiederbelegt.

°	 Unterschied Wohnungsbedarf/ Wohnungsnachfrage: Wohnungsbedarfsprognosen gehen davon

aus, dass jedem Haushalt eine Wohnung zur Verfügung steht (= normativer Versorgungsgrad). Da-

bei werden individuelle Wohnwünsche der Haushalte nicht berücksichtigt.

Wohnungsnachfrageprognosen berücksichtigen gegenüber Wohnungsbedarfsprognosen zusätzlich 

qualitative Aspekte. So bildet sich die entstehende Wohnungsnachfrage infolge der Entwicklung 

individueller Wohnwünsche der Privathaushalte heraus, differenziert nach unterschiedlichen Nach-

fragergruppen sowie sektoralen und regionalen Wohnungsteilmärkten.

°	 Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau: Das prognostizierte Nachfragepotenzial nach neu zu

bauenden Wohnungen basiert auf der in der Marktsimulation im Bestand nicht zu deckenden regio-

nalen Wohnungsnachfrage. Der Begriff Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau macht deutlich, 

dass es sich um jene Neubaunachfrage handelt, die aus heutiger Sicht aufgrund der individuellen 

Wohnwünsche der baden-württembergischen Haushalte zu erwarten ist. Das Nachfragepotenzial 

nach Wohnungsneubau setzt sich aus den folgenden Komponenten zusammen:

• Wohnungsneubedarf

• Wohnungsneubau zur Befriedigung individueller Wohnwünsche

• Wohnungsersatzbedarf

• Nachholbedarf

• sonstiger Wohnungsneubau (Freizeitwohnungen, Fluktuationsreserve)
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Auftraggeber

Arbeitsgemeinschaft 
Baden-Württembergischer Bausparkassen
Crailsheimer Str. 52
74523 Schwäbisch Hall

  Bausparkasse Schwäbisch Hall AG

  Deutsche Bausparkasse Badenia AG

  LBS Landesbausparkasse Baden-Württemberg

  Wüstenrot Bausparkasse AG
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